Hefe - Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 35.ä 


(Fr. 7399.) Geſetz, betreffend die Verfaſſung und Verwaltung der Städte und Flecken in 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein. Vom 14. April 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
die Städte und Flecken in der Provinz Schleswig-Holſtein, was folgt: 


Titel I. 
b Von der Stadtgemeinde, dem Bürgerrechte und dem Ortsſtatute. 


F. 1. f 

Jede Stadtgemeinde bildet eine Korporation, welcher die Selbſtverwaltung 
ihrer de Sen nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes zuſteht. 

Die Stadtgemeinde wird durch einen Magiſtrat (kollegialiſchen Gemeinde⸗ 
Vorſtand) und eine Stadtverordneten⸗Verſammlung nach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes, beziehentlich mit den aus Titel XI. ſich ergebenden Maaßgaben 
vertreten. 

$. 2. 
oh Den ſtädtiſchen Gemeindebezirk (Stadtbezirk) bilden alle diejenigen Grund⸗ Stadtbezirk. 
ſtücke, welche demſelben bisher angehört haben. 
| Die Bezeichnung der einzelnen Beſtandtheile des Stadtbezirks und der 
Hinſichts ihrer Zugehörigkeit zu dem letzteren etwa beſtehenden beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe bleibt dem Ortsſtatute vorbehalten. 


8. 35 

Auf die Vereinigung ſolcher Grundſtücke und Bezirke mit dem Stadt⸗ 
bezirke, welche demſelben bisher nicht angehört haben, ſowie auf die Abtrennung 
einzelner Grundſtücke von dem Stadtbezirke finden die, für gleichartige Verände⸗ 
rungen in Landgemeinde⸗Bezirken getroffenen Beſtimmungen des $. 1. der Ver⸗ 
Jahrgang 1869. (Nr. 7399.) 80 ord⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 7. Mai 1869. 


ordnung vom 22. September, 1867, 8 
in den Heizogthümer Schleswig 


Anwendung. 


5 $. 4. 
Stadtgemeinde. Alle Einwohner des Stadtbezirks, mit Ausnahme der ſervisberechtigten 
e des aktiven Dienſtſtandes, gehören zur Stadtgemeinde. 
Als Einwohner werden diejenigen betrachtet, welche in dem Stadtbezirke 
nach den Beſtimmungen der Geſetze ihren Wohnſitz haben. 5 
Rechte und Alle Gemeinde» Angehörigen (F. 4.) find, unbeſchadet der durch Stiftungen 
iöhten ber und ſonſtige privatrechtliche Titel begründeten beſonderen Verhältniſſe, einerſeits 
Angehörigen. zur Mitbenutzung derjenigen öffentlichen Anſtalten, welche der Stadtgemeinde als 
5 ſolcher gehören, und zum Mitgenuſſe der Erträge des Stadtvermögens (. 19. 
bis 21.) berechtigt, andererſeits zur Theilnahme an den ſtädtiſchen Gemeindelaſten 
nach Vorſchrift dieſes Geſetzes verpflichtet. ; 


= ea 
Bürgerrecht. Das Bürgerrecht beſteht in dem Rechte zur Theilnahme an den Gemeinde- 
wahlen, ſowie in der Befähigung zur Uebernahme unbeſoldeter Aemter und 
Funktionen in der Gemeindeverwaltung und Gemeindevertretung. en 


8 
Erwerb Jeder im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindliche männliche 
felben. Angehörige des Norddeutſchen Bundes erwirbt das Bürgerrecht, wenn er ſeit 
einem Jahre N 


1) zur Stadtgemeinde gehört (§. 4.), 


2) ſelbſtſtändig ift; als ſelbſtſtändig im Sinne dieſes Geſehes werden Per⸗ 8 
ſonen, welche minderjährig ſind, oder unter einer die Dispoſitions⸗ 
befugniß beſchränkenden Kuratel, oder im Hauſe und Brode Anderer 
ſtehen, oder eine nach ihrem 18 en Lebensjahre empfangene öffentliche 
Armenunterſtützung nicht zurückerſtattet haben, nicht angeſehen, 

3) die ihm obliegenden Gemeindeabgaben bezahlt hat, und außerdem 

4) entweder i e 8 3151 = 
a) im Gemeindebezirke ein Wohnhaus von einem im Ortsſtatute näher 
zu beſtimmenden Minimalſteuerwerth beſitzt, oder a 
pp) ein ſtehendes Gewerbe — über deſſen Art und Umfang das Orts⸗ 

5 ſtatut Näheres beſtimmen kann — ſelbſtſtändig betreibt, oder 

ch ein Einkommen bezieht, welches, nach den Grundſätzen der Klaſſen⸗ 

ſittteuerveranlagung geſchätzt, einen beſtimmten, im Lokalſtatute näher 
feſtzuſetzenden Betrag erreicht, deſſen Minimalſatz nicht unter 
20'000 Thaler und nicht über 500 Thaler jährlich normirt wer⸗ 


au 


(N 7399) 


Se $. 8. 

In Bezug auf den Erwerb und die Ausübung des Bürgerrechts werden 
Grundeigenthum, Einkommen und Steuerzahlungen der Ehefrau und der in 
väterlicher Gewalt befindlichen Kinder dem Ehemanne, beziehentlich dem Vater 
angerechnet. s 5 

Von dem Vorhandenſein einer einjährigen Dauer der im F. 7. Nr. 1. 


bis A, aufgeführten Erforderniſſe kann durch Beſchluß der ſtädtiſchen Kollegien 


in einzelnen Fällen dispenſirt werden. 

Geht ein Haus durch Vererbung auf einen Anderen über, ſo kommt dem 
Erben bei Berechnung der Dauer des einjährigen Wohnhausbeſitzes die Beſitzzeit 
des Erblaſſers zu Gute. 


$. 9. 

Jeder Bürger iſt verpflichtet, nicht nur einzelne Aufträge in ſtädtiſchen 
Verwaltungsangelegenheiten, ſondern auch eine unbeſoldete Stelle (Amt) in der 
Gemeindeverwaltung und Gemeindevertretung zu übernehmen und mindeſtens 
ſechs Jahre lang zu verſehen. 

i $. 10. 


Zur Ablehnung oder früheren Niederlegung einer ſolchen unbeſoldeten 
Stelle im Magiſtrat oder in dem Stadtverordneten⸗Kollegium berechtigen nur 
folgende Gründe: . 
1) anhaltende Krankheit, 
2) Geſchäfte, die eine häufige oder lange andauernde Abweſenheit mit ſich 
bringen, N 
3) ein Alter von über 60 Jahren, f 
4) die bereits erfolgte ſechsjährige Wahrnehmung der betreffenden oder einer 
anderen unbeſoldeten Stelle für die nächſten ſechs Jahre, 
5) die Verwaltung eines anderen öffentlichen Amtes, ſowie ärztliche oder 
wundärztliche Praxis, 
6) ſonſtige beſondere a e 
Kollegien eine gültige Entſchuldigung begründen. 
Jede ſolche Ablehnung oder Niederlegung iſt mit den dafür geltend zu 
machenden Gründen dem Magiſtrate ſchriftlich vorzutragen und über die Geneh⸗ 
migung von beiden ſtädtiſchen Kollegien alsbald gemeinſchaftlicher Beſchluß zu 


ö 1 Im Falle ſich beide Kollegien darüber nicht einigen können, entſcheidet 


ie Regierung endgültig, ebenſo wenn der Ablehnende über einen die Ablehnung 
verwerfenden Beſchluß beider Kollegien an die Regierung rekurrirt, was ſpäteſtens 
binnen zehn Tagen nach erhaltener Mittheilung Ale geſchehen muß. 


welche nach dem Ermeſſen der ſtädtiſchen 


Uebernahme 5 


ſtädtiſcher 
Stellen. 


= — 592 — | 
In gleicher Weiſe ift, im Falle der Ablehnung anderer Stellen oder Auf⸗ 
träge in der ſtädtiſchen Verwaltung, über die Triftigkeit der Ablehnungsgründe 
zu befinden, auch kann das Ortsſtätut hierüber und über die Folgen unbegrün⸗ 
eter Ablehnung beſondere Beſtimmungen treffen. . 
Weigert ſich ein Bürger, ohne gültig befundene Entſchuldigungsgründe 
eine ihm durch Wahl angetragene en bie Stelle im Magiſtrats⸗ oder Stadt⸗ 
NE verordneten⸗Kollegtum anzunehmen oder die noch nicht ſechs Jahre lang verſehene 
Stelle ferner zu verſehen, oder entzieht er ſich thatſächlich der Verwaltung der⸗ 
ſelben, ſo kann er durch eure s vel Beſchluß beider ſtädtiſchen Kollegien 
auf drei bis ſechs Jahre des Bürgerrechts verluſtig erklärt und um ein Achtel bis ein 
Viertel ſtärker zu den Gemeindeabgaben herangezogen werden. Dieſer Beſchluß 
bedarf der Beſtätigung der Regierung. 


F. 11. 
Ehrenbürger, Das Ehrenbürgerrecht kann der Magiſtrat nach gemeinſchaftlichem Beſchluſſe 
wit. beider Stadtkollegien ſolchen Männern, die fi) um die Stadt beſonders ver⸗ 


dient gemacht haben, auch ohne Zutreffen der im §. 7. Nr. 1. 3. 4. erwähnten 
e ertheilen. Dadurch werden ſtädtiſche Verpflichtungen nicht be⸗ 
gründet. 


§. 12. 


en u Das Bürgerrecht geht verloren: 

Bürgerrechts. 1) durch Wegfall eines derjenigen Erforderniſſe, welche das Bürgerrecht be⸗ 
a dingen (F. 7.), ſofern nicht nach $. 13. ein bloßes Ruhen in der Aus⸗ 
übung des Bürgerrechts eintritt, 

2) durch Konkurs, doch kann dem Gemeinſchuldner nach voller oder akkord⸗ 
mäßiger Befriedigung ſeiner Gläubiger das Bürgerrecht durch Beſchluß 

beider ſtädtiſchen Kollegien wieder verliehen werden. 


$. 13. 


Wem durch rechtskräftiges Erkenntniß die Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte unterſagt iſt, der iſt während der im Erkenntniſſe feſtgeſetzten Zeit 
von der Ausübung des Bürgerrechts ausgeſchloſſen. 

Iſt gegen einen Bürger wegen eines Verbrechens die Verſetzung in den 
Anklageſtand, oder wegen eines Vergehens, welches die ee der Aus⸗ 
übung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen muß oder kann, die Ver⸗ 
weiſung an das Strafgericht ausgeſprochen, oder iſt derſelbe zur gerichtlichen Haft 
gebracht, ſo ruht die Ausübung des Bürgerrechts, bis die gerichtliche Unter⸗ 
ſuchung, beziehungsweiſe die Haft beendigt ift. ö 


Sl 


Der Verluſt des Bürgerrechts zieht den definitiven Verluſt der das Bürger⸗ 
recht als Bedingung vorausſetzenden Stellen und Aemter, das Ruhen des Bürger⸗ 
rechts aber die Suspenſion von denſelben nach ſich. f ET 8 155 : 


= 


+ 8 8 4 
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Satt 0 Hehe 915 4 Erwerbung des Bürgerrechts von dem Magiſtrate eine Bürgerbrief, i 


Urkunde (Bürgerbrief) zu ertheilen ift, beſtimmt das Lokalſtatut. 

Für die Ausſtellung des Bürgerbriefs kann eine angemeſſene Ausfertigungs⸗ 
gebühr erhoben werden. N 

Die Erhebung einer beſonderen Abgabe für den Erwerb des Bürgerrechts 
oder aus Anlaß dieſes Erwerbes (Bürgerrechtsgeld und dergl.) it dagegen un⸗ 
zuläſſig. | 
a $. 16. 

5 Ueber alle vorhandenen Bürger hat der Magiſtrat ein Verzeichniß (Bürger⸗ 
rolle) zu führen. 
a $: 17, 

Nach Maaßgabe der in dieſem Geſetz enthaltenen allgemeinen Vorſchriften 
iſt für jede einzelne Stadt ein beſonderes Ortsſtatut abzufaſſen. Daſſelbe muß 
die nöthigen Feſtſetzungen über alle Punkte enthalten, für welche nach dieſem 
Geſetze nähere ſtatutariſche Beſtimmungen erforderlich ſind. 

Ueber andere die ſtädtiſche Verfaſſung und Verwaltung betreffende Punkte, 
hinſichtlich deren das gegenwärtige Geſetz Verſchiedenheiten geſtattet oder keine 
ausdrücklichen Beſtimmungen enthält, kann das Statut Feſtſetzungen treffen, 
welche den beſtehenden Geſetzen nicht widerſprechen. 


$. 18. 
Das Ortsſtatut iſt durch gemeinſchaftlichen Beſchluß beider ſtädtiſchen 
Kollegien feſtzuſtellen und bedarf der Beſtätigung der Regierung. 
Das Nämliche gilt für ſpätere Abänderungen einzelner Statutsbeſtimmungen. 


Titel II. 
Von dem Stadtvermoͤgen, den Gemeindenutzungen und 
Gemeindeleiſtungen. 


$. 19. | 
Das zu gemeinſamen ſtädtiſchen Zwecken beſtimmte Vermögen, welches 
der Stadtgemeinde als ſolcher gehört, heißt das Stadtvermögen. 
ö Ueber die zum Stadtvermögen gehörigen Immobilien hat der Magiſtrat 
ein beſonderes Verzeichniß (Lagerbuch) zu führen, welches jedesmal mit dem 
Gemeindehaushalts⸗Entwurf und der Jahresrechnung den Stadtverordneten vor⸗ 
zulegen iſt. 

$. 20. 


Ueber die Art der Benutzung des Stadtvermögens haben die ſtädtiſchen 
Kollegien gemeinſchaftlich zu beſchließen. e 

In Betreff der beſonderen Verwaltung einzelner kommunaler — oder auch 
nur genoſſenſchaftlicher, jedoch der kommunalen Verwaltung Bi = 
Gr. 7399. er⸗ 


Bürgerrolle. 


Ortsſtatut. 


Stadt 
vermögen. 


een = — 394 — oe a ne 
Vermögensobjekte, Kaſſen, Stiftungen und Anſtalten kann das Ortsſtatut 
Näheres beſtinmen. j 10%) as Shirämmpfimie zie 
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Theilnahme Die den Gemeindemitgliedern zuſtehende Theilnahme an den Gemeinde⸗ 
Gemeinde. nutzungen ($$. 5. 20.) kann, ſoweit der Anſpruch auf dieſelbe nicht auf beſonderen 
nutungen. Rechtstiteln beruht, nach Mäaßgabe des Ortsſtatuts von der Entrichtung einer 
jährlichen Abgabe, und anſtatt oder neben derſelben von der Entrichtung eines 
Einkaufsgeldes abhängig gemacht werden „durch deren Entrichtung aber die Aus⸗ 
übung des Bürgerrechtes niemals bedingt wird. RS 


8.22. 5 


Gemeinde: Die Stadtgemeinde iſt zu allen Leiſtungen verbunden, welche das ſtädtiſche 
leiſungen. Bedürfniß erfordert, oder welche ihr durch beſondere Geſetze auferlegt ſind. 
Ignſoweit zu denſelben die Einkünfte aus dem Stadtvermögen nicht aus⸗ 
reichen, haben ſämmtliche Mitglieder der Stadtgemeinde Geldbeiträge und perſön⸗ 
liche Dienſte auf die Art und in dem Umfange zu leiſten, wie ſolches in dem 
Ortsſtatute oder durch beſondere Gemeindebeſchlüſſe (IS: 72. 73.) näher ‚be 
ſtimmt wird. . f nike 
Die Behufs der Niederlaſſung oder Aufenthaltsnahme in dem Stadtbezirk 
neu anziehenden Perſonen können gleich den der Gemeinde bereits angehörigen 
Einwohnern zu den Gemeindelaſten herangezogen werden, wenn die Dauer ihres 
Aufenthaltes den Zeitraum von drei Monaten überſteigt. N00 its 


Wer, ohne in dem Stadtbezirke zu wohnen, daſelbſt Grundbeſitz hat oder 
ein ſtehendes Gewerbe betreibt, iſt verpflichtet, an denjenigen Laſten Theil zu 
nehmen, welche auf den Grundbeſitz oder das Gewerbe, oder das aus jenen 
Quellen fließende Einkommen gelegt ſind. ET 

Dieſelbe Verpflichtung trifft juriſtiſche Perſonen, welche in dem Stadt⸗ 


* 


bezirke Grundeigenthum beſitzen oder ein ſtehendes Gewerbe betreiben. 


R 
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} 414487798 


lungen, Aeber die Verpflichtung der Staatsdiener und der Hinterbliebenen derſelben 
personliche, zu perſönlichen Abgaben und Leiſtungen an die Gemeinde entſcheidet die Verord⸗ 


nung, betreffend die Heranziehung der Staatsdiener zu den Kommunal⸗Auflagen 


85 x neu erworbenen Landestheilen, vom 23. September 1867. (Geſetz-Samml. 
1648.) 1 i . 15 
Alle übrigen perſönlichen Befteiungen“ mit Einſchluß der in F. 12. der 
Verordnung vom 23. September 1867 noch aufrecht erhaltenen, beſtehen nur 
noch für die Dauer der Genußberechtigung der gegenwärtig im wohlerworbenen 
Kid der Immunität befindlichen Perſonen und erlöſchen alsdann ohne Ent» 
chädigung. ES 

Von 


— 


ea perſönliche oder dingliche Befreiungen von allgemeinen Gemeindeleiſtungen ferner⸗ 


= 5 Ar, 7899.) Titel 


hin nicht erworben werden, ins beſondere auch nicht durch Verjährung. 


3% ͤ ͤ ]ͤò 
Von allen Gemeindelaſten befreit finds 1405 in „ 
1) die Dienſtgrundſtücke der Geistlichen, Kirchendiener und Elementarlehrer, b. dingliche. % 
2) die zu einem öffentlichen Dienfte oder Gebrauche beſtimmten Grundſtücke. 
Dieſe Befreiungen gelten jedoch nur ſo lange, als die, die Befreiung be⸗ 


gründende Eigenſchaft der gedachten Immobilien fortdauert. 
| §. 25. 5 

Alle ſonſtigen, nicht perſönlichen Befreiungen können von der Stadt⸗ 
gemeinde abgelöſt werden, und hören auf, wenn die Entſchädigung feſtgeſtellt 
und gezahlt iſt, bis dahin beſtehen dieſelben in ihrem bisherigen Umfange fort, 
e ſich jedoch nur auf den gewöhnlichen Zuſtand, nicht auf außerordent⸗ 
liche Leiſtungen. 

Die Befreiung und der Anſpruch auf Entſchädigung erlöſchen, wenn ſie 
nicht binnen Jahresfriſt nach Einführung dieſer Städteordnung bei dem Ma⸗ 
giſtrate angemeldet oder in den zur Zeit geltenden Ortsſtatuten bereits feſtgeſtellt 
worden ſind. Die Entſchädigung wird zum zwanzigfachen Betrage des Jahres⸗ 
werthes der Befreiung nach dem Durchſchnitte der letzten zehn Jahre vor dem 
1. Januar desjenigen Jahres, in welchem die Ablöſung von den ſtädtiſchen Kol⸗ 
legien beſchloſſen wird, geleiſtet. 


Steht ein anderer Entſchädigungsmaaßſtab durch ſpeziellen Rechtstitel 


feſt, fo hat es hierbei fein Bewenden. 


Der Entſchädigungsbetrag wird durch Schiedsrichter mit Ausſchluß der 
ordentlichen Rechtsmittel feſtgeſtellt, von dieſen wird der eine von dem Beſitzer 
des bisher befreiten Grundſtücks, der andere von den ſtädtiſchen Kollegien er⸗ 
nannt. Der Obmann iſt, wenn ſich die Schiedsrichter über deſſen Ernennung 
nicht verſtändigen können, von der Aufſichtsbehörde zu ernennen. 


$. 26. 

In Betreff der temporären Befreiungen von Gemeindeleiſtungen, welche 
einzelnen Grundbeſitzern wegen Bauten bewilligt werden dürfen, iſt im Orts⸗ 
ſtatute das Nähere zu beſtimmen. 

Diejenigen Hausbeſitzer, welchen bis zur Einführung dieſes Geſetzes Bau⸗ 
freiheiten in einer größeren Ausdehnung bewilligt ſind, haben die ihnen zugeſtan⸗ 
denen Befreiungen im vollen Umfange ungeſchmälert zu genießen. 

„Außerdem können durch Kommunalbeſchluß temporäre Befreiungen oder 
Ermäßigungen von Gemeindelaſten auch im Falle einer Erweiterung des Stadt⸗ 
1 ($: 3.) für die zugeſchlagenen Grundſtücke und deren Bewohner bewilligt 
werden. 8 i 

$. 27. 
Abgeſehen von den in den H. 24. und 26. erwähnten Ausnahmen können 


en 
Titel III. 
Von dem Magiſtrate. 
$. 28. 
Der Magiſtrat bildet ein Kollegium und beſteht aus dem Bürgermeiſter 
(oder Oberbürgermeiſter) , einem Beigeordneten (oder zweiten Bürgermeiſter), 
als deſſen regelmäßigen Stellvertreter, und aus mehreren Rathsverwandten 
(Stadträthen, Rathsherren, Senatoren), über deren Zahl, Titel und etwanige 
beſondere Funktionen (Syndikus, Kämmerer 2.) für jede Stadt in dem Orts⸗ 
ſtatute das Nähere beſtimmt wird. Das Amt des Beigeordneten kann von 
einem Rathsverwandten mit verſehen werden. Ein Theil der Stellen der Raths⸗ 
verwandten, ebenſo die Stelle des Beigeordneten, kann nach Feſtſetzung des 


Statuts beſoldet ſein, auch können für unbeſoldete Magiſtratsämter feſtbeſtimmte 
Entſchädigungen für Dienſtunkoſten im Statute ausgeſetzt werden. 
$. 29. 
Mitglieder des Magiſtrats können nicht ſein: 
1) diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörden, durch welche 
die Aufſicht des Staates über die Stadt ausgeübt wird, SERE 
2) die Stadtverordneten und die Gemeinde⸗Unterbeamten, 
3) Geiſtliche, Kirchendiener und Lehrer an öffentlichen Schulen, 
4) die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die techniſchen Mitglieder der 
Handels⸗, Gewerbe⸗ und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen ſind, 
5) die Beamten der Staatsanwaltichaft, 
6) die Polizeibeamten, 
zu 5. und 6. jedoch unbeſchadet der nach $$. 89. 90. von Magiſtrats⸗ 
perſonen zu verſehenden Funktionen. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, Brüder und 
Schwäger, ſowie offene Handelsgeſellſchafter dürfen nicht zugleich Mitglieder des 
Magiſtrats ſein. 

Entſteht die Schwägerſchaft oder Geſchäftsaſſoziation im Laufe der Wahl⸗ 
periode, fo ſcheidet im erſten Falle dasjenige Mitglied, durch welches das Hinderniß 
berbeigeführt worden iſt, im anderen Falle das den Lebensjahren nach ältere 

Mitglied aus. 
. 5 $. 30. f 

Der erſte Bürgermeister und die beſoldeten Magiſtratsmitglieder werden 5 
auf zwölf Jahre gewählt / jedoch kann, in Felge Beſchluͤſſes der ſtädtiſchen Kol 
legien, zu dieſen Stellen die Wahl auch auf Lebenszeit erfolgen. Die unbeſol⸗ 
deten Magiſtratsmitglieder werden auf ſechs Jahre gewählt. f 

In beſtimmten Zeiträumen ſcheidet je ein Theil der unbeſoldeten Raths⸗ 
verwandten aus und wird durch neue Wahlen erſetzt, worüber im Ortsſtatute 
das Geeignete feſtzuſetzen iſt. 

Die Ausſcheidenden können wieder gewählt werden. 


Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze innerhalb der ſechsjährigen Wahl⸗ 
periode ausgeſchiedener Mitglieder müſſen angeordnet werden, wenn der Magiſtrat 
; oder die Sfieororbnein. Berfamntung oder die Regierung es für erforderlich 

erachten. Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende derjenigen ſechs Jahre in 

Thätigkeit, auf welche der Ausgeſchiedene gewählt war. 


§. 31. f 
Sämmtliche Mitglieder des Magiſtrats werden von der wahlberechtigten 
Bürgerſchaft ($. 37.) in gleichem Verfahren, wie folches für die Wahl der Stadt- 
verordneten vorgeſchrieben iſt ($$. 42. bis 45.), gewählt. Die Wahl erfolgt für 
jede einzelne Stelle aus je drei Kandidaten, welche zu dieſem Behufe von einer 
emeinſchaftlichen Kommiſſion der beiden ſtädtiſchen Kollegien präſentirt werden. 
ieſe Kommiſſion wird aus ſämmtlichen vorhandenen Mitgliedern des Magiſtrats 
und aus einer gleichen Zahl durch die Stadtverordneten⸗Verſammlung zu be⸗ 
ſtimmender Mitglieder der letzteren gebildet. 
Die Wahl der drei Kandidaten durch die gemeinſchaftliche Kommiſſion 
geſchieht mittelft Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit. Wird eine ſolche 
bei der erſten Abſtimmung nicht erreicht, ſo iſt mit der Abſtimmung über die⸗ 
jenigen Perſonen, welche die meiſten Stimmen gehabt haben, unter jedesmaliger 
Ausſcheidung eines Kandidaten ſo lange fortzufahren, bis die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit erzielt iſt. Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 
Bei gleichzeitiger Erledigung mehrerer Stellen iſt für jede Stelle eine be⸗ 
ſondere Präſentation und Wahl vorzunehmen. i 
b mit Rückſicht auf beſondere örtliche Verhältniſſe einzelne Mitglieder 
des Magiſtrats von einem beſtimmten Wahlbezirke zu wählen ſind, kann egen⸗ 
ſtand beſonderer ortsſtatutariſcher Beſtimmung ſein. 


§. 32. : 
Der Bürgermeifter und der Beigeordnete bedürfen der Beſtätigung. In 
Städten von mehr als 10,000 Einwohnern ſteht dieſe dem Könige, in kleineren 
Städten der Regierung zu. ü 


F. 33. e 

Wird die Beſtätigung verſagt, ſo wird zu einer neuen Wahl geſchritten. 

Wird auch dieſe nicht beftätigt, oder die Vornahme der Wahl verweigert, fo iſt 
die Regierung berechtigt, die Stelle einſtweilen auf Koſten der Stadt kommiſſa⸗ 
riſch verwalten zu laſſen, bis eine zur Beſtätigung geeignete Wahl getroffen iſt. 


. 34 
Die Mitglieder des Magiſtrats werden vor ihrem Amtsantritte durch den 
Bürgermeiſter in öffentlicher Sitzung der Stadtkollegien in Eid und Pflicht ge⸗ 
nommen. f i 
Der Bürgermeiſter wird von einem Kommiſſarius der Regierung in eben 
ſolcher Sitzung vereidet. 
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Titel IV. 
Von der Stadtverordneten⸗Verſammlung. 
Br are 5 8 

Die Stadtverordneten, deren Anzahl für jede Stadt nach Verhältniß ihrer 
Größe und nach dem Umfange der ſtädtiſchen Verwaltung in dem Ortsſtatute 
näher zu beſtimmen iſt, aber niemals weniger als ſechs, noch mehr als dreißig 
betragen darf, werden von den Bürgern der Stadt durch direkte Wahl gewählt. 
Sie müſſen zur N aus Beſitzern eines zum Stadtbezirke gehörigen 
Hauſes (Eigenthümern, Nießbrauchern und ſolchen, die ein erbliches Beſitzrecht 
haben) beſtehen. Der Magiſtrat hat jederzeit für die Ergänzung dieſer Zahl 


durch die geeigneten Anordnungen zu ſorgen. 


| H. 36. | 
Die Stadtverordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. Alljährlich ſcheidet 
ein Sechstheil derſelben aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. Bis das Alter 


im Mandat entſcheiden kann, entſcheidet das Loos über den Austritt. 


Iſt die Anzahl der Stadtverordneten durch die Zahl ſechs nicht theilbar, 
fo iſt über die Ordnung des Ausſcheidens in dem Ortsſtatute das Nähere zu be⸗ 


ſtimmen, jedoch dergeſtalt, daß die ganze Anzahl im Laufe von ſechs Jahren 
ausſcheidet. N 


5: $. 37. | 5 
Wahlberechtigt zur Wahl der Stadtverordneten iſt jeder Bürger, welcher 

nicht nach Maaßgabe dieſes Geſetzes von der Ausübung des Bürgerrechts aus⸗ 
geſchloſſen iſt. f Beer 
| | Sr . 
Ein jeder Bürger, welcher nach $. 37. zur Ausübung des Wahlrechts 


N def iſt, iſt zum Stadtverordneten, unter der aus $. 35. Abſatz 2. ſich ergeben⸗ 
den 5 


eſchränkung, wählbar. . 

Jedoch können Stadtverordnete nicht ſein: ER 555 
1) diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörden, durch welche 
die Aufſicht des Staates über die Stadt ausgeübt wird N 

2) die Mitglieder des Magiſtrats und alle beſoldeten Gemeindebeamten 

3) Geiſtliche, Kirchendiener und Elementarlehrer . = 

4) die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die technifchen Mitglieder der 

Handels-, Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find; 

5) die Beamten der Staatsanwaltſchaft / 75 = 

6) die Polizeibeamten. ae, 

Für Rechtsanwalte und Notarien ift zur Annahme der Wahl als Stadt: 

verordneter die Genehmigung der vorgeſetzten Dienſtbehörde nicht Eon = 
| Vater 


re Se nn: > ©, ren are 
* * * 2 * — — Nr 
2 en NER 5 3 
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Stadtverordneten⸗Verſammlung fein. Sind dergleichen Verwandte gleichzeitig 
gewählt, ſo wird der Aeltere allein zugelaſſen. 
Vater und Sohn, ſowie Brüder, dürfen auch nicht zugleich der eine 
Magiſtratsmitglied, der andere Stadtverordneter ſein. 

Jeder abgehende Stadtverordnete ift fogleich wieder wählbar, inſofern die 
hierzu erforderlichen Eigenſchaften fortdauern. 


Vater und Sohn, fowie Brüder, dürfen nicht zugleich Mitglieder der 5 


Sollten beſondere örtliche Verhältniſſe es erfordern, daß die Wählbarkeit 


durch die Wohnung in einem beſtimmten Theile der Stadt bedingt werde, fo 
können die diesfälligen näheren Beſtimmungen im Ortsſtatute getroffen werden. 


$. 39. 


In denjenigen Städten, für welche ſolches nach der Größe derſelben oder 
wegen anderer örtlicher Verhältniſſe zweckmäßig befunden werden ſollte, kann die 
Wahl der Stadtverordneten in geſonderten Wahlbezirken, in welehe die ganze 
Stadt einzutheilen iſt, vorgenommen werden, und zwar entweder ſo, daß jeder 
Bezirk eine beſtimmte Anzahl Stadtverordneter ſelbſtſtändig zu wählen hat, oder 
ſo, daß nur die Abſtimmung bezirksweiſe vorgenommen wird, jeder Stadtverordnete 
aber von der geſammten Bürgerſchaft zu wählen bleibt. Die Beſtimmung 
hierüber, ſowie die näheren Feſtſetzungen über die Abgrenzung der Wahlbezirke, 
beziehentlich über die Zahl der in einem jeden derſelben zu wählenden Stadt⸗ 
verordneten, find auf ortsſtatutariſchem Wege zu treffen. f 


: F. 40. : 
Behufs der von der Bürgerſchaft vorzunehmenden Wahlen wird die 
Bürgerrolle (F. 16.) alljährlich vom Magiſtrate in der Zeit vom 1. bis 15. Juli 
einer generellen Berichtigung unterworfen, und vom 15. bis 30. Juli in einem 
oder mehreren, zur öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen in der Stadtgemeinde 
ausgelegt. Während dieſer Zeit kann jeder Betheiligte gegen die Richtigkeit der 
Liſte bei dem Magiſtrate Einſpruch erheben. 
5 Die ſtädtiſchen Kollegien haben darüber bis zum 15. Au uſt mittelſt 
gemeinſchaftlichen Beſchluſſes die Entſcheidung zu treffen, welche dem Reklamanten 
ſchriftlich mitzutheilen iſt. Der Letztere kann innerhalb zehn Tagen nach Zu⸗ 
ſtellung des Beſcheides dagegen Rekurs an die Regierung ergreifen. Können 
die ſtädtiſchen Kollegien zu einem gemeinſchaftlichen Beſchluſſe auch bei wieder⸗ 
holter Berathung ſich nicht einigen, fo iſt vom Magiſtrate ſofort die Entſcheidung 
der Regierung einzuholen. RE 
In jedem der vorbezeichneten Fälle iſt die Entſcheidung der Regierung, 
welche binnen längſtens vier Wochen ertheilt werden muß, endgültig bis zur 
egen generellen Berichtigung der Bürgerrolle. 

Auch nach der jährlichen Feſtſtellung der Bürgerrolle kann der Name 
eines Einwohners wegen neuer, den Nichtbeſitz des Bürgerrechts oder den Verluſt 
der Ausübung deſſelben darthuender Thatſachen geſtrichen oder auf Antrag des 
Betheiligten wegen ſpäter erfolgten Erwerbs des Bürgerrechts eingetragen werden. 
Die beabfichtigte Streichung des Namens, ſowie die Ablehnung des Antrages 

(Nr. 7399. = SI auf 


Wahlbezirke. 


Wahl: 
verfahren, 
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auf Eintragung iſt dem Betheiligten unter Angabe der Gründe vom Magiſtrate 
mitzutheilen. 5 i 
a Der Betheiligte kann hiergegen binnen zehn Tagen Einſpruch erheben, 
über welchen nach Maaßgabe der vorhergehenden Beſtimmungen zu entſcheiden iſt. 


b. 41. 


Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Stadtverordneten⸗Kollegiums 
finden alljährlich im November ſtatt. i 

Das Ortsſtatut kann jedoch über dieſen, ſowie über die im H. 40. angeord⸗ 
neten alljährlichen Termine abändernde Beſtimmungen treffen. 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze der innerhalb der Wahlperiode 
ausgeſchiedenen Mitglieder müſſen angeordnet werden, wenn die Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung oder der Magiſtrat oder die Regierung es für erforderlich erachten. 

Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende de Wahlperiode in 
Thätigkeit, auf welche der Ausgeſchiedene gewählt war. Alle Ergänzungs⸗ und 
Erſatzwahlen werden, wenn der zu erſetzende Stadtverordnete von einem beſon⸗ 
deren Wahlbezirke ſelbſtſtändig gewählt war ($. 39.), von demſelben Wahlbezirke 
vorgenommen. ö 


§. 42 


Das Wahlgeſchäft wird von einer Wahlkommiſſion geleitet, welche durch 


zwei vom Bürgermeiſter beſtimmte Mitglieder des Magiſtrats, von denen das 
ältere den Vorſitz und die bei Stimmengleichheit entſcheidende Stimme führt, 
und zwei von der Stadtverordneten Verſammlung gewählte Mitglieder derſelben 
gebildet wird. In gleicher Weiſe iſt je ein Stellvertreter aus dem Magiſtrate 
und aus dem Stadtverordneten⸗Kollegium zu beſtellen. 

Mit der Protokollführung betraut die Wahlkommiſſion eine geeignete 1 

Erfolgt die Wahl in Wahlbezirken N 39.), fo ift außerdem zur Leitung 
der Wahlhandlung in jedem Bezirke ein beſonderer Wahlvorſtand in der ſtatu⸗ 
tariſch zu regelnden Weiſe zu bilden. a 


= F. 43. 

Die vorzunehmende Wahlhandlung iſt jedesmal ſpäteſtens 14 Tage vor 
dem Wahltage in der für amtliche Bekanntmachungen ortsüblichen Weiſe von 
dem Magiſtrate zur öffentlichen Kunde zu bringen, wobei Ort, Tag und Stunde 
des Wahlaktes genau zu bezeichnen ſind und zugleich anzugeben iſt, ob die Wahl 
reſp. welche Wahlen auf Hausbeſttzer (F. 35.) zu richten And. 

Die Wahlkommiſſion läßt, auf Grund der Bürgerrolle und der dagegen 
angebrachten und bereits erledigten Einſprüche (§. 40 .), Verzeichniſſe der Wahl⸗ 
. anfertigen und nöthigenfalls bezirksweiſe ($. 39.) ordnen. i 


ieſe von den Mitgliedern der Wahlkommiſſion zu unterſchreibenden Wahl⸗ a 3 


liſten werden 14 Tage vor der Wahl zu Jedermanns Einſicht auf dem Rathhauſe 
c und demnächſt dem Wahlprotokolle beigefügt. 

5 twaige Erinnerungen gegen die Wahlliſten, welche aber nur darin beſtehen 
können, daß Jemand gegen den Inhalt der Bürgerrolle oder der en 
eines dagegen erhobenen Einſpruchs zuwider in diefelben aufgenommen oder a 

über⸗ 
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übergangen ſei, müſſen ſpäteſtens drei Tage vor dem Wahltermine bei dem Vor⸗ 
ſitzenden der Wahlkommiſſion eingereicht werden. 

Dieſer ſtellt hierüber die etwa erforderliche Unterfuchung an und giebt 
baldmöglichſt eine Entſcheidung ab, welche dem Einſprechenden mitgetheilt 
und, inſofern dadurch eine Abänderung nöthig werden ſollte, den ausgelegten 
Verzeichniſſen noch vor dem Wahltermine in beglaubigter Form einverleibt wird. 


$. 44. 


Mehr als drei Stadtverordnete dürfen nicht in Einer Wahlhandlung ge⸗ 
wählt werden. 

Jeder Wähler muß der Wahlkommiſſion, beziehentlich dem Wahlvorſtande 
($. 42.), perſönlich und mündlich zu Protokoll erklären, wem er feine Stimme 
geben will. Er hat ſo viele verſchiedene Perſonen zu bezeichnen, als leichzeitig 
zu wählen ſind. Nach dem Schluſſe der Wahlhandlung werden die Stimmen, 
welche auf je eine Perſon gefallen ſind, zuſammengezählt und nach jeder Zuſam⸗ 
menzählung die Zahl der Stimmen in dem Wahlprotokolle notirt, welches dem⸗ 
nächſt von den Mitgliedern der Wahlkommiſſion reſp. des Wahlvorſtandes zu 
unterſchreiben iſt. . 

Iſt die Abſtimmung für eine und dieſelbe Wahl bezirksweiſe erfolgt, ſo 
werden die Ergebniſſe der ſämmtlichen Bezirksabſtimmungen demnächſt durch die 
Wahlkommiſſion zuſammengeſtellt und protokollariſch beglaubigt. 

Diejenigen, welche hiernach die meiſten Stimmen, wenn auch ohne abſolute 
Mehrheit, erhalten haben, ſind als gewählt anzuſehen. Sind die relativ meiſten 
Stimmen in gleicher Zahl auf mehr Perſonen gefallen, als zu wählen waren, 
ſo entſcheidet unter dieſen das Loos. 

Der Magiſtrat hat das Ergebniß der Wahlen ſofort in ortsüblicher Weiſe 
bekannt zu machen. 

$. 45. 


Werden gegen eine geſchehene Wahl von einem Wahlberechtigten Einwen⸗ 
dungen erhoben, welche innerhalb der erſten zehn Tage nach Bekanntmachung 
des Wahlergebniſſes dem Bürgermeiſter angezeigt ſein müſſen, oder werden 
binnen gleicher Friſt entweder im Magiſtrate oder in der Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung gegen die Rechtmäßigkeit der Wahl Zweifel angeregt, ſo haben die 
beiden Kollegien darüber alsbald einen gemeinſchaftlichen Beſchluß zu faſſen. 

Gegen dieſen Beſchluß kann von den Betheiligten binnen zehn Tagen 
Präkluſivfriſt Rekurs an die Regierung ergriffen werden. Ueber die geſchehene 
5 ne der Rekursſchrift iſt gleichzeitig dem Magiſtrate eine Beſcheinigung 
einzuliefern. 

g Können die beiden Kollegien über den Beſchluß ſich nicht vereinigen, ſo 
iſt die Entſcheidung der Regierung einzuholen. 

Bei der Entfcheidung der Regierung bewendet es in allen vorbezeichneten 


Nach erfolgter Kaſſation einer Wahl iſt ſofort zu einer neuen Wahl zu 
var für welche eine abermalige Auslegung der Wahlliften nicht erforder⸗ 
ich iſt. 


(Nr. 7399.) Fi. 46. 


— 602 — 

ü a F. 46. EEE 
Der Magiſtrat benachrichtigt die neu gewählten Stadtverordneten von der 
Wahl, ſobald deren Gültigkeit feſtteht Dieſelben werden, ſofern nicht eine be⸗ 
gründet befundene Ablehnung erfolgt iſt, durch den Vorſitzenden des Magiſtrats 
in einer gemeinſchaftlichen Sitzung der ſtädtiſchen Kollegien eingeführt und durch 
Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 8 . 
Den Zeitpunkt des Amtsantritts der mittelſt der regelmäßigen Ergänzungs⸗ 

wahl neu Gewählten beſtimmt das Ortsſtatut und bleiben bis dahin die aus⸗ 
ſcheidenden Stadtverordneten in Funktion. 58 i 


| 5 
Entlaſſung oder In den Fällen des $. 14., ebenſo wenn ein Mitglied der Stadtverordneten⸗ 
ie Sid Verſammlung durch Uebernahme eines Amts (F. 38.) die Befähigung zur Mit⸗ 
verordneten. gliedſchaft verliert, iſt, ſofern das Mandat nicht von dem Betheiligten ſelbſt ſo⸗ 
gleich niedergelegt wird, die Entlaſſung beziehentlich Suspenſivn deſſelben von 
ſeinem Poſten durch beide ſtädtiſche Kollegien auszusprechen. N 


a 2 $. 48. 
Vorſteher. Die Stadtverordneten⸗Verſammlung wählt Born „nach Einführung der 
neu gewählten Mitglieder, aus ihrer Mitte einen Vorſteher (Bürgerworthalter), 


ſowie einen Stellvertreter deſſelben. 5 ; 

Die Wahl erfolgt nach abſoluter Stimmenmehrheit der Anweſenden; bei 
einer ungeachtet zweimaliger Abſtimmung ſich ergebenden Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet das Loos. 5 

1010 Der abgehende Vorſteher und deſſen Stellvertreter ſind ſofort wieder 
wählbar. 


Titel V. N i 
Von den Verſammlungen und Beſchluͤſſen der ſtaͤdtiſchen Kollegien. 
5 u. N $. 49. 1 
chez Die Beſchlüſſe des Magiſtratskollegiums, welches ſich nur auf Berufung f 
Engeln des Vorſitzenden verſammeln darf, auf Antrag der Hälfte der Magiſtratsmitglieder 
Waras aber berufen werden muß, werden nach Stimmenmehrheit gefaßt, doch iſt zur 
Gültigkeit eines Beſchluſſes die Gegenwart mindeſtens der Hälfte der im Amte 
befindlichen Mitglieder erforderlich. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. = : 
8 a $. 50. | 
HGemeinſchaft⸗ Das Stadtverordneten⸗Kollegium verſammelt ſich in der Regel nur gemein⸗ 5 
den er ſchaftlich mit dem Magiſtrate auf die Zuſammenberufung des ürgermeiſters. 
Kollegin. Wenn das Stadtverordneten⸗Kollegium ſeinerſeits eine Verſammlung beider olle⸗ 
gien wünſcht, ſo iſt dieſelbe auf die deshalb durch den Stadtverordneten⸗Vorſteher BE 
dem Bürgermeiſter ſchriftlich zu machende Anzeige zu veranſtalten. W An 

n 


Sr = ne 5 5 
In der Regel ſind zu einer ſolchen gemeinſchaftlichen Verſammlung 


ſämmtliche Mitglieder beider Kollegien drei Tage vor derſelben in der durch die 
Geſchäftsordnung (F. 57.) oder das Ortsſtatut näher zu beftimmenden Weiſe 


unter ſpezieller Bezeichnung der zur Verhandlung beſtimmten Gegenſtände ein⸗ 
zuladen und iſt zu gleicher Zeit die Einladung nebſt Vorlagen zur Einſicht für 
die Stadtverordneten in deren Verſammlungszimmer auszulegen. 8 
Wenn Nothfälle eine ſchleunigere Zuſammenberufung erforderlich machen, 
ſo iſt hierauf in der Einladung zur Verſammlung ausdrücklich aufmerkſam 
zu machen. 
$. 51. 


In den gemeinfamen Verſammlungen beider Kollegien verhandeln und 


berathen die Mitglieder gemeinſchaftlich, der Bürgermeiſter, beziehentlich deſſen 


Stellvertreter, führt das Direktorium. 


Das Protokoll wird von einem Magiſtratsmitgliede oder einer anderen 
hiermit betrauten Perſönlichkeit geführt, in ein beſonderes dazu beſtimmtes Buch 
eingetragen und nach vorgängiger Verleſung und Genehmigung durch die Unter- 
ſchrift des Bürgermeiſters, des Stadtverordneten⸗Vorſtehers, beziehentlich ihrer 
Stellvertreter, ſowie des Protokollführers beglaubigt. Was nicht vorſchrifts⸗ 
bela 105 Protokoll genommen iſt, wird als gültig gefaßter Beſchluß nicht 
etrachtet. 

Bei der Abſtimmung votirt, ſoweit nicht für beſondere Fälle im Orts⸗ 
ſtatute Ausnahmen zugelaſſen find, uerſt das Stadtverordneten⸗Kollegium und 
dann der Magiſtrat, und zwar jedes Kollegium für ſich. Im Falle der Stimmen⸗ 
gleichheit giebt in jedem Kollegium die Stimme ſeines Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Nach 9 5 Sitzung iſt von dem aufgenommenen Protokolle dem Stadt⸗ 
verordneten⸗Vorſteher eine beglaubte Abſchrift für die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung durch den Protokollführer zuzufertigen. 


$. 52. 


Zur Gültigkeit eines gemeinſchaftlichen Beſchluſſes beider Kollegien (Ge⸗ 
meindebeſchluß) iſt erforderlich, daß 


J) 5 beſchlußfähige Zahl der Mitglieder in jedem der beiden Kollegien 


§§. 49., 55.) gegenwärtig iſt, und zugleich 


2) die Mehrheit in dem einen mit der Mehrheit in dem andern Kollegium 


zu einem übereinſtimmenden Beſchluſſe ſich vereinigt. 
Es kann indeſſen ein gültiger Gemeindebeſchluß auch ohne Anweſenheit 


der nach 1. nöthigen le erzielt werden, wenn die Mitglieder der 


ollegien, zum zweiten Male zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand 


zuſammenberufen, abermals nicht in genügender Anzahl erſchienen ſind. Bei 


gewieſen werden. 


er zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hin⸗ 


| 3 $. 53. a 
Iſt bei ſolchen Angelegenheiten der ſtädtiſchen Verwaltung, welche einer 
gemeinſchaftlichen Beſchlußfaſſung bedürfen, ein Kommunalbeſchluß auch durch 
(Nr. 7399.) wie⸗ 


Verfahren im 
Falle der 
Nichteinigung 


8 . = 
wiederholte gemeinſchaftliche Berathung nicht zu erreichen, ſo bleiben die zur 
Es Beſchlußfaſſung geftellten Anträge, ſoweit nicht etwas Anderes in dieſem Geſetze 
Re; ausdrücklich beſtimmt ift, auf ſich beruhen. N 


$. 54. 


Beſondere Der Stadtverordneten⸗Vorſteher ift befugt, auch beſondere Sitzungen des 
l Slatt⸗ Stadtverordneten⸗Kollegiums, ſo oft er es nöthig findet, zu veranlaſſen, verpflichtet 
hen ben habt dazu iſt er jedoch nur auf den ſchriftlichen Antrag von wenigſtens einem Drit⸗ 
theile der Mitglieder. Die Verſammlungen der Stadtverordneten müſſen jederzeit 

in dem dazu ein für alle Mal beſtimmten Amtslokale gehalten werden, auch bat 

der Vorſteher dem Magiſtrate von der Zuſammenberufung gleichzeitig mit letzterer, 
unter Mittheilung der Tagesordnung, Anzeige zu machen, und muß denſelben 
von dem Reſultate der Verhandlung unter Mittheilung einer beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift des darüber aufgenommenen Protokolls, ſpäteſtens innerhalb drei Tagen 
nach der Zuſammenkunft in Kenntniß ſetzen. Die Zuſammenberufung erfolgt 
nach Vorſchrift des $. 50. Abſatz 2. und 3. 


§. 55. 8 

In dieſen Verſammlungen hat der Vorſteher den Vorſitz und leitet die 
Verhandlung, die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt, doch iſt für 
die Gültigkeit eines Beſchluſſes allemal die Anweſenheit mindeſtens der Hälfte 
der ſtatutariſch feſtgeſetzten Mitgliederzahl erforderlich. Im Falle der Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Auch hat derſelbe für die 
richtige Protokollirung und Ausfertigung der Beſchlüſſe und für die Mittheilung 
des Protokolls an den Magiſtrat (F. 54.) zu ſorgen. 

Der ſtellvertretende Vorſteher, oder nach Wahl des Kollegiums ein anderes 
Mitglied, führt das Protokoll, welches von dem Vorſitzenden und dem Protokoll⸗ 
führer 5 unterzeichnen iſt, und bezüglich deſſen übrigens die Vorſchriften des 
$. 51. Anwendung finden. f f 


F. 56. 


Gemeinſchaft⸗ Die gemeinſchaftlichen Sitzungen beider Kollegien, ſowie die beſonderen 
iche Beim der Stadtverordneten⸗Verſammlung find öffentlich. Für einzelne Gegenſtände 
fi beer kann durch beſonderen Beſchluß, welcher in geheimer Sitzung gefaßt wird, die 
Kollegien. Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 

2 Der Vorſitzende kann jeden Zuhörer aus dem e entfernen 
laſſen, welcher öffentlich Zeichen des Beifalls oder Mißfallens giebt, oder Störung 


irgend einer Art verurſacht. 
$. 57. 

„„„Geſchäftsordnungen für die gemeinſchaftlichen Berathungen der beiden 
ſtädtiſchen 0 oder für das Stadtverordneten⸗Kollegium allein können, erſtere 
durch Gemeindebeſchluß, letztere durch die Stadtverordneten⸗Verſammlung feſtgeſtellt 
werden. In ſolchen Reglements können Zuwiderhandlungen der Mitglieder der 
Strafen gegen die zur Aufrechthaltung der Ordnung gegebenen Vorſchriften mit 
Strafen belegt werden. Dieſe Strafen können in Geldbußen bis zu fünf Thalern 

und 
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und bei mehrmals wiederholten Zuwiderhandlungen von Stadtverordneten in der 
auf eine gewiſſe Zeit oder für die Dauer der Wahlperiode zu verhängenden Aus⸗ 
ſchließung aus der Verſammlung beſtehen. N 


Titel VI. 


Von den Obliegenheiten, der Zuſtaͤndigkeit und den Organen des 
Magiſtrats und des Stadtverordneten⸗Kollegiums. 


§. 58. 
Der Magiſtrat iſt die Obrigkeit der Stadt und die leitende kommunale Magistrat. 
Verwaltungs behörde. a i 
5 5. 59. 


Als Obrigkeit innerhalb des Stadtbezirks hat der Magiſtrat auf Befolgung 
der beſtehenden Öefepe und Verordnungen zu achten, die Aufträge der vorgeſetzten 
Behörde auszuführen, ſowie auch das geſammte Stadtweſen zu beaufſichtigen und 
die deshalb erforderlichen obrigkeitlichen Maaßnahmen zu treffen. 

AJn allen dieſen Beziehungen iſt der Magiſtrat unabhängig von der Stadt⸗ 
gemeinde, an die Mitwirkung der Stadtverordneten⸗Verſammlung nicht gebunden 
und nur den betreffenden Staatsbehörden untergeordnet und verantwortlich. 


$. 60. 

Als Stadtbehörde hat der Magiſtrat die ſtädtiſchen Gemeindeangelegen⸗ 
heiten unter der in dieſem Geſetze geordneten Mitwirkung des Stadtverordneten⸗ 
Kollegiums zu verwalten. Der Magiſtrat ift die alleinige ausführende Behörde. 
Insbeſondere liegen ihm, unter der in dieſem Geſetze vorgeſehenen Beihülfe der 
Kommiſſionen ($$. 66. ff.), nachſtehende Geſchäfte ob: 

1) die Gemeindebeſchlüſſe (5g. 50 —52.) vorzubereiten und zur Ausführung 
zu bringen; 5 
2) die Aufſicht über die Verwaltung der Gemeindeanſtalten zu führen 
3) das Rechnungs- und Kaſſenweſen zu überwachen; 
4) das Eigenthum der Stadtgemeinde zu erhalten und ihre Rechte zu 
wahren 
5) die Gemeinde⸗Unterbeamten nach Maaßgabe des $. 75. zu ernennen und 
dieſelben zu beaufſichtigen; 
6) die Urkunden und Akten der Stadtgemeinde aufzubewahren 
7) die Stadtgemeinde nach Außen, insbeſondere auch in Prozeſſen zu ver⸗ 
treten und Namens derſelben mit Behörden und Privatperſonen zu ver⸗ 
handeln, den Schriftwechſel zu führen und die Gemeinde⸗Urkunden in der 
Urſchrift zu vollziehen. Die Ausfertigungen der Urkunden werden Namens 
der Stadtgemeinde von dem Bürgermeiſter oder ſeinem Stellvertreter 
3 gültig unterzeichnet; werden darin Verpflichtungen der Stadtgemeinde 
Jahrgang 1869. (Nr. 7399.) 82 über⸗ 


Bürgermeiſter. 


Bezirks ⸗ 
vorſteher. 


Stadt. 
verordneten⸗ 
Kollegium. 
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übernommen, ſo muß noch die Unterſchrift eines Magiſtratsmitgliedes, 
ſowie des Stadtverordneten⸗Vorſtehers und ſeines Stellvertreters hinzu⸗ 
kommen; in Fällen, wo die Genehmigung der Aufſichtsbehörde erfor⸗ 
derlich iſt, muß auf dieſelbe in der gedachten Ausfertigung Bezug ge⸗ 
nommen werden; 

8) die Beitreibung der ſtädtiſchen Gemeindeabgaben und Dienſte nach den 
Geſetzen und Gemeindebeſchlüſſen zu bewirken. 


$. 61. 

Der Bürgermeiſter hat die Aufſicht und Leitung des ganzen Geſchäfts⸗ 
ganges bei der ſtädtiſchen Verwaltung. 

Er iſt verpflichtet, Beſchlüſſe der beiden ſtädtiſchen Kollegien oder eines 
derſelben, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder ſonſt geſetzwidrig find, oder 
das Staatswohl verletzen, zu ſuspendiren, muß aber alsdann ſogleich an die 
1 darüber berichten, welche die Beanſtandung entweder beſtätigt oder 
aufhebt. 

In allen Fällen, wo die vorherige Beſchlußnahme durch den Magiſtrat 
einen nachtheiligen Zeitverluſt verurſachen würde, muß der Bürgermeiſter die 
dem Magiſtrate obliegenden Geſchäfte vorläufig allein beſorgen, jedoch dem letzteren 
in der nächſten Sitzung Behufs der Beſtätigung oder anderweiten Beſchlußnahme 
Bericht erſtatten. 

Zur Erhaltung der nöthigen Disziplin ſteht dem Bürgermeiſter das Recht 
zu, den Gemeinde⸗Unterbeamten Geldbußen bis zu drei Thalern und außerdem 
den Beamten der unterſten Klaſſen Arreſtſtrafen bis zu drei Tagen aufzuerlegen 
(H. 15. 19. 20, des Geſetzes vom 21. Juli 1852., Geſetz⸗Samml. S. 465.) 


$. 62. 


Städte von größerem Umfange können nach Maaßgabe des Ortsſtatuts 
in Ortsbezirke getheilt werden. 5 

In dieſem Falle wird jedem Bezirke ein Bezirksvorſteher vorgeſetzt, welcher 
von dem Stadtverordneten⸗Kollegium aus drei von dem Magiſtrate vorgeſchlagenen 
wahlberechtigten Bürgern des Bezirks in gleicher Art, wie die Rezepturbeamten 
($. 75. Alinea 2.), gewählt wird. 

In der nämlichen Weiſe wird für den Fall der Verhinderung des Bezirks⸗ 
vorſtehers ein Stellvertreter deſſelben angeſtellt. 

Die Bezirksvorſteher ſind Organe des Magiſtrats und verpflichtet, ſeinen 
Anordnungen Folge zu leiſten, ihn namentlich in den örtlichen Geſchäften des 
Bezirks zu unterſtützen. i 

§. 63. i 

Alle inneren Gemeindeangelegenheiten und Gegenſtände der Stadtökonomie, 
ſoweit ſolche nicht in dieſem Geſetze oder in den Ortsſtatuten dem Magiſtrate 
allein überwieſen ſind, erfordern die mitwirkende Beſchlußfaſſung des Stadt⸗ 
verordneten⸗Kollegiums in der in $$. 50 — 53. vorgeſehenen Weiſe, und es 
unterliegt die Befolgung und Ausführung der Gemeindebeſchlüſſe ſeiner Kontrole. 
Die Stadtverordneten⸗Verſammlung hat außerdem ihr Gutachten über alle 

ade 
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ſtädtiſche Gemeindeweſen angehenden Gegenſtände abzugeben, welche ihr zu dieſem 
Zwecke durch die Aufſichtsbehörden zugewieſen oder vom Magiſtrate vorgelegt 
werden. Sie kann dem Magiſtrate auch unaufgefordert Vorſchläge in, Betreff 
der ſtädtiſchen Verwaltung machen, worauf dieſer entweder eine gemeinſchaftliche 
Berathung zu veranlaſſen oder den von ihm gefaßten Beſchluß dem Stadtverord⸗ 
neten⸗Kollegium mitzutheilen hat. 

Ueber andere als Gemeindeangelegenheiten dürfen die Stadtverordneten 
nur dann berathen, wenn ſolche durch beſondere Geſetze oder in einzelnen Fällen 
durch Aufträge der Aufſichtsbehörden an ſie gewieſen ſind. 


$. 64. 
Die een beider Kollegien find in ihrer Geſchäftsthätigkeit an keinerlei Beide 
Inſtruktionen oder Aufträge der Wähler oder Wahlbezirke gebunden. Kollegien. 


f Sie haben das gemeinſame Beſte der ganzen Stadtgemeinde wahrzunehmen, 

und wenn mit dieſem bei einem Berathungsgegenſtande ihr perſönliches Privat⸗ 
Intereſſe oder das eines nahen Angehörigen (Eltern, Kinder, Ehegatte, Geſchwiſter) 
im Gegenſatze ſteht, der e an der Berathung und Beſchlußfaſſung ſich 
zu enthalten. Kann in Folge ſolcher Verhinderung ein gültiger Gemeindebeſchluß 
wegen Nichtbeſchlußfähigkeit des Stadtverordneten⸗Kollegiums (§. 52. ad 1.) nicht 
gefaßt werden, fo hat der Magiſtrat, oder wenn dieſer ſelbſt aus dem vorge⸗ 
dachten Grunde einen gültigen Beſchluß zu faſſen nicht befugt iſt (§. 49.), die 
Regierung für die Wahrung des Gemeinde⸗Intereſſes zu ſorgen und nöthigen⸗ 
falls einen beſonderen Vertreter für das behinderte ſtädtiſche Kollegium oder beide 
Kollegien a beftellen. 

Sollte ein Prozeß der Stadtgemeinde gegen den Bürgermeiſter, gegen 
deſſen Stellvertreter, oder gegen alle oder mehrere Mitglieder des Magiſtrats 
aus Veranlaſſung ihrer Amtsführung nothwendig werden, ſo hat die Regierung, 
Falls in Folge deſſen ein Gemeindebeſchluß nicht gefaßt werden kann, auf Antrag 
der Stadtvperordneten⸗Verſammlung einen Vertreter der Gemeinde zur Führung 
des Prozeſſes zu ernennen. f 

65. 

Durch Königliche Verordnung auf Antrag des Staatsminiſteriums kann uufsung der 
ein e e e aufgelöft werden. fete 

Es iſt ſodann eine Neuwahl deſſelben anzuordnen und muß dieſe binnen gms, 
drei Monaten vom Tage der Auflöſungs⸗Verordnung erfolgen. Bis zur Ein⸗ 
führung der neugewählten Stadtverordneten hat der Magiſtrat die laufenden 
Geſchäfte allein zu führen. 

$. 66. | 

Für einzelne Verwaltungszweige, inſonderheit ſolche, welche einer fort, aommiffionen. 
dauernden Beauffichtigung und Kontrole oder der Mitwirkung an Ort und 
Stelle bedürfen, z. B. für das Rechnungs⸗, Hebungs⸗ und Kaſſenweſen, fü 
Bauſachen, Hafenſachen, Einquartierungsſachen, für die Aufſicht über die ſtädti⸗ 
ſchen Ländereien, Wege, Straßen, Waſſerleitungen u. ſ. w. können von den 
beiden Stadtkollegien gemeinschaftlich beſondere bleibende ſtädtiſche Kommiſſionen 
gebildet werden, deren Wirkungskreis im Allgemeinen auf Vorbereitung und 

Ir. 7399.) 82* Aus⸗ 


Ausführung der Beſchlüſſe der ſtädtiſchen Kollegien beſchränkt, übrigens aber in 
dem Ortsſtatute näher feſtzuſtellen iſt. i 

g a $. 67. 

Die ſpeziellen Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung der einzelnen 
Kommiſſionen bleiben dem Ortsſtatute vorbehalten, wobei jedoch davon auszu⸗ 
gehen ift, 

1) daß eine jede Kommiſſion beſtehen muß: 
a) aus einem oder mehreren Mitgliedern des Magiſtrats, welche dieſer 
ernennt, 
b) aus einem oder mehreren Stadtverordneten, welche in der ſtatutariſch 


oder durch Gemeindebeſchluß beſtimmten Zahl von der Stadtverord⸗ 
neten⸗Verſammlung dazu gewählt werden; 


2) daß thunlichſt auch andere Bürger den Kommiſſionen als Mitglieder bei⸗ 
geordnet werden, was durch gemeinſchaftlichen Auftrag beider Kollegien 
zu erfolgen hat. 


Werden zu vorübergehenden, der gemeinſchaftlichen Beſchlußnahme beider 
Kollegien nicht unterliegenden Zwecken, z. B. zur Vollziehung einzelner obrig⸗ 
keitlicher Anordnungen und dergleichen, vom Magiſtrate Kommiſſionen an⸗ 
geordnet, ſo hängt deren Zuſammenſetzung lediglich von ſeinem Ermeſſen ab. 


$. 68. 

Die einzelnen Kommiſſionen haben die ihnen nach dem Beſchluſſe beider 
Kollegien vom Magiſtrate ertheilten Aufträge auszuführen und ſind, inſofern 
Zweige des ſtädtiſchen Einnahme⸗ und Ausgabeweſens zu ihrem Geſchäftskreiſe 
gehören, die entſprechenden Vereinnahmungen und Ausgaben anzuweiſen befugt, 
hingegen auch dafür verantwortlich, daß alle betreffenden Einnahmen gehörig 
erhoben und keine Ausgaben geleiſtet werden, welche nicht durch einen ordnungs⸗ 
mäßigen Beſchluß der ſtädtiſchen Kollegien oder eine nach Maaßgabe dieſes Ge⸗ 
ſetzes 1 a Entſcheidung der Aufſichtsbehörde gerechtfertigt find. 
eber die 1 der ſtädtiſchen Geldſummen, welche fie nach dm 
Beſchluſſe der ſtädtiſchen Kollegien ohne beſondere Vorfrage in den ihnen an⸗ 
vertrauten Zweigen der Verwaltung verwenden dürfen, haben ſie gehörig Rech⸗ 
nung abzulegen. f 


$. 69. 


Alle Kommiſſionen find dem Magiſtrate untergeordnet. Dem Magiftrate 
liegt es ob, dieſelben mit leitenden Anordnungen zu verſehen, ihre Geſchäfts⸗ 
führung zu kontroliren und dahin zu ſehen, daß ſie innerhalb der ihnen ange⸗ 

wieſenen Grenzen ihre Obliegenheiten genau erfüllen. ö 
Beſchwerden gegen das Verfahren der Kommiſſionen find bei dem Bürger⸗ 
meiſter anzubringen, welcher ſolche nach der aus dieſem Geſetze und dem Orts⸗ 
ſtatute ſich ergebenden Zuſtändigkeit dem Magiſtrate, beziehungsweiſe den beiden 
ſtädtiſchen Behörden zur Entſcheidung vorlegt. 2 
§. 70. 


ätigkeit der Kommiſſionen in ein. 
zelnen Verwaltungszweigen, insbeſondere Hinſichts des Bauweſens, der Verpach⸗ 
tungen u. |. w., ebenfo über die Zuläſſigkeit der Betheiligung von Mitgliedern 
der ſtädtiſchen Kollegien und Kommiſſionen an der Ausführung kommunaler 

Bau- und ähnlicher Arbeiten, können beſondere Beſtimmungen im Ortsſtatute 


$. 71. 


Die Gemeindebeſchlüſſe ($. 52.) bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit, außer Genehmigung 
den in dem Geſetze beſonders dahin gewieſenen Fällen der Genehmigung der beſchaſf burg 
Regierung, wenn ſie betreffen: 


die Regierung 

1) die Veräußerung von Grundſtücken und ſolchen Gerechtſamen, welche 
jenen geſetzlich gleichgeftellt find; die Regierung iſt entſtehenden Falles 
befugt, die Formen vorzuſchreiben, in denen die Veräußerung ſtatt⸗ 35 
finden ſoll, die Genehmigung iſt nicht erforderlich zu der im Wege der Er 
öffentlichen Lizitation erfolgenden Wiederveräußerung von Grundſtücken, R 

welche von der Gemeinde als ſchadenleidender Gläubigerin im Konkurſe 
oder in Folge des Exekutionsverfahrens wegen rückſtändiger Gemeinde⸗ 
abgaben erworben find; 

2) die Veräußerung oder weſentliche Veränderung von Sachen, welche 
einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwerth haben, 
namentlich von Archiven; 8 N 

3) Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schuldenbeſtande be⸗ ER 
laſtet oder der bereits vorhandene vergrößert wird; 


4) Veränderungen in dem Genuſſe von Gemeindenutzungen ; 


5) außerordentliche Benutzungen des Stadtvermögens, welche die Subſtan; 5 
ſelbſt angreifen, z. B. Waldabtrieb außer forſtmäßiger Bewirthſchaftung BE 
ingleichen Schenkungen, welche die Subſtanz des Stadtvermögens ver⸗ 1 
ringern i f 


6) Gemeindeſteuern und Dienſte nach Maaßgabe der folgenden Paragraphen. 


r 


$. 72. 


Die Zuläſſigkeit der Gemeindeſteuern und das Erforderniß der Regierungs⸗ 


genehmigung zu denſelben (F. 71. Nr. 6.) unterliegt folgenden näheren Beftim- 
mungen. f 


Die Gemeindeſteuern können beftehen 


J. in Zuſchlägen zu den Staatsſteuern mit folgenden Maaßgaben: 

1) die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen darf nicht be⸗ 
laſtet werden; i 

2) bei Zuſchlägen zur Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer muß derjenige 

Theil des beſteuerten Geſammteinkommens welcher aus dem in 


Gr. 7899.) einer 
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einer anderen Gemeinde gelegenen Grundbeſitz oder aus dem in 
einer anderen Gemeinde betriebenen ſtehenden Gewerbe fließt und 
in dieſer letzteren Gemeinde einer beſonderen Gemeindebeſteuerung 
gemäß H. 23. unterworfen iſt, bis auf Höhe dieſes Steuerbetrages 
be Zuschlägen in der Gemeinde des Wohnortes freigelaſſen 
werden. 

Einkommen aus ſolchem Grundeigenthum, welches einen be⸗ 
ſonderen Gutsbezirk bildet, oder Einkommen aus den von dem 
Vorſtande eines ſolchen Gutsbezirks in demſelben betriebenen ge⸗ 
werblichen Unternehmungen 15 außer Berechnung gelaſſen werden. 

In allen vorgedachten Fällen aber bleibt das volle, aus 
auswärtigem Grundbefige oder Gewerbebetriebe nicht Mena Ein⸗ 
kommen und mindeſtens eine im Ortsſtatute näher fe ufeßende, 
jedoch nicht über 25 Prozent zu beſtimmende Quote des Geſammt⸗ 
einkommens, unverkürzt der Wohnſitzgemeinde ſteuerpflichtig / 

3) die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 

a) für Zuſchläge zu den direkten Steuern, wenn der Zuſchlag 
entweder 50 Prozent der Staatsſteuern überſteigt, oder nicht 
nach gleichen Sätzen auf dieſe Steuern vertheilt werden ſoll. 
Zur Freilaſſung oder geringeren Belaſtung der Gewerbeſteuer 
und der letzten Klaſſenſteuerſtufe bedarf es jedoch dieſer Geneh⸗ 
migung nicht; 

p) für Zuſchläge zu den indirekten Steuern; 

II. in beſonderen direkten oder indirekten Gemeindeſteuern. 


Dieſe bedürfen der Genehmigung der Regierung, wenn ſie neu eingeführt, 
erhöht, oder in ihren Grundſätzen verändert werden ſollen. 


Die Beſtimmungen unter I. 2. kommen auch bei beſonderen Gemeinde⸗ 
ſteuern in Anwendung. 

Die zur Zeit beſtehenden Gemeindeſteuern ſind nach Beſtimmung der 
Regierung, ſoweit ſie vorſtehenden Grundſätzen nicht entſprechen, der Abänderung 
zu unterwerfen. N 

Gegen Uebertretungen der über die Erhebung von Gemeindeſteuern nach 
Kommunalbeſchluß zu erlaſſenden, von der Regierung zu genehmigenden Regu⸗ 
lative können durch beſondere, gleicher Genehmigung 1 Verordnung 
Strafen bis auf Höhe von zehn Thalern vorgeſehen werden; ſolche Verordnungen 
ſind in der Form der ortspolizeilichen Verordnungen zu erlaſſen. 


$. 73. 


Die Vertheilung von Gemeindedienften ($. 22) ge chieht in der Regel 
unter gleichzeitiger Abſchätzung in Gelde nach dem Maaßſtabe der Gemeinde⸗ 
ſteuern oder in deren en nach dem Maaßſtabe der direkten Staats 
ſteuern. Abweichungen von dieſer Vertheilungsart bedürfen der Genehmigung 
der Regierung. Die Dienſte können durch taugliche Stellvertreter abgeleiſtet . 2 

mt! 


a 64. 


mit Ausnahme von Nothfällen, in dem abgeſchätzten Geldwerthe an die Gemeinde⸗ 
kaſſe bezahlt werden, ſofern die ſtädtiſchen Kollegien nicht ein Anderes beſchließen. 


$. 74. 
Die in Bezug auf die Behandlung der Gemeindewaldungen geſetzlich be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften werden durch gegenwärtiges Geſetz nicht berührt. 


8. 75, 


Die ſtädtiſchen Unterbeamten werden, nachdem die Stadtverordneten darüber 
vernommen worden, vom Magiſtrate angeſtellt, vereidigt und eingeführt. 

Der Stadtkaſſirer und die fonftigen ſtädtiſchen Beamten, welche Hebungen 
oder ſonſtige wichtige Angelegenheiten zu beſorgen haben, und welche im Orts⸗ 
ſtatute näher zu bezeichnen ſind, werden von beiden Stadtkollegien dergeſtalt ge⸗ 
wählt, daß der Magiſtrat drei Bewerber präſentirt, die Stadtverordneten einen 
derſelben nach relativer Stimmenmehrheit wählen, bei einer ungeachtet zweimali⸗ 
ger e ſtattfindenden Stimmengleichheit aber der Magiſtrat entſcheidet. 
Die Wahl erfolgt auf Lebenszeit. 

Die übrigen Unterbeamten werden für die wichtigeren, im Ortsſtatute 
näher zu bezeichnenden Poſten auf Lebenszeit, für vorübergehende oder unter⸗ 
geordnete Dienſtleiſtungen auf Kündigung angeftellt. 

Es können jedoch die bei Einführung dieſes 1 bereits auf Kündigung 
ee Unterbeamten aller Art von der Stadtkommune auf Kündigung 
beibehalten werden. 

Der Stadtkaſſirer muß wegen der ihm obliegenden Hebungen Kaution 
leiſten. Die Höhe und Art der Beſtellung derſelben iſt im Ortsſtatute näher 
zu lasten ät. ebenſo ob und welche Sicherheit von anderen Gemeindebeamten 
zu leiſten iſt. ä 


Titel VII. 
Von den Gehaͤltern und Penſionen. 


$. 76. 

Die Gehälter und fonftigen Dienſtbezüge aller ſtädtiſchen Beamten find, 
ſoweit ſie nicht in geſetzlich ſtalthaften, für einzelne Dienſtgeſchäfte von den Be⸗ 
theiligten zu erhebenden Gebühren (Sporteln) beſtehen, aus der Stadtkaſſe zu 
güte Aus Staatsmitteln finden dazu, abgeſehen von den im H. 79. vor⸗ 
5 1 5 vorübergehenden Entſchädigungen und den für Ausrichtung befonderer 

aatlicher Aufträge ($. 59.) etwa künftig ausdrücklich bewilligten Vergütungen, 
keinerlei Zuſchüſſe weiter ſtatt. 

Dies gilt auch in Betreff der Polizeimeiſter, ſofern ſolche nicht nach Erlaß 


Gemeinde⸗ 
waldungen. 


Stäbtifche 


Unterbeamte. 1 


Gehälter 
und andere 
Dienſtbezüge. 


dieſes Geſetzes gemäß §. 89, als beſondere ſtaatliche Polizeibehörden ausdrücklich 


übernommen oder neu angeſtellt werden. 
| . 
Der Normaletat aller Beſoldungen wird vor Einführung dieſer Städte⸗ 
(Nr. 7399.) ord⸗ 


ordnung ($. 100.) durch Gemeindebeſchluß feſtgeſetzt, unbeſchadet der Genußrechte 
der bereits Angeſtellten. SR 
Hinſichtlich der Bürgermeiſter und der beſoldeten Magiſtratsmitglieder 
unterliegt die Feſtſetzung der Beſoldungen der Genehmigung der Regierung. 
Spätere Aenderungen ſind jedesmal vor der neuen Wahl zu der betreffen⸗ 
den Stelle in gleicher Weiſe feſtzuſtellen. ; 


$. 78. 

> Penfionen. Den auf eine beſtimmte Amtsperiode angeſtellten Bürgermeiſtern und 
a beſoldeten Mitgliedern des Magiſtrats ſind, ſofern nicht mit Genehmigung der 
Regierung eine beſondere Vereinbarung wegen der Penſion getroffen iſt, bei 
eintretender Dienſtunfähigkeit oder wenn ſie nach abgelaufener Wahlperiode nicht 
wieder gewählt, beziehungsweiſe die Bürgermeiſter und Beigeordneten nicht wieder 
beſtätigt werden, folgende Penſionen zu gewähren: 

4 des Gehalts nach 12 9 


2 


M 


Dienſtzeit. 
* = 24 N 
N Als penſionsfähiges Gehalt werden nur die fixirten Beſoldungsbeträge, 
einſchließlich etwaiger Naturalgenüſſe und feſter perſönlicher Gehaltszulagen, nicht 
aber Entſchädigungen für Dienſtunkoſten, ſteigende und fallende Dienſtemolumente 
für 1 Amtsverrichtungen, oder ſonſtige lediglich accidentielle Dienſtgenüſſe 
erechnet. 
5 Die auf Lebenszeit angeſtellten beſoldeten Gemeindebeamten erhalten, in 
Ermangelung beſonderer Vereinbarung, bei eintretender Dienſtunfähigkeit Penſion 
nach denſelben Grundſätzen, welche bei den unmittelbaren Staatsbeamten zur 
Anwendung kommen, unter Zugrundelegung des im Dienſte der Stadt erworbenen 
Dienſtalters. 

Ueber die Penſionsanſprüche der Bürgermeiſter und aller anderen beſoldeten 
ſtädtiſchen Beamten entſcheidet in ſtreitigen Fällen die Regierung. Gegen den 
Beſchluß der Regierung, ſoweit derſelbe ſich nicht auf die Thatſache der Dienſt⸗ 
unfähigkeit bezieht, findet binnen Jahresfriſt die Berufung auf richterliche Ent⸗ 
ſcheidung, mit Ausſchluß weiterer Beſchwerden im Verwaltungswege, ſtatt. 
Ungeachtet der Berufung ſind die feſtgeſetzten Beträge vorläufig zu zahlen. 

i Die Penſion fällt fort oder ruht inſoweit, als der Penſionirte durch ander⸗ 

weite Beſchäftigung oder Anſtellung im Staats⸗ oder Gemeindedienſte ein Ein⸗ 
kommen oder eine neue Penſion erwirbt, welche mit Zurechnung der erſten Penſion 
ſein früheres Einkommen überſteigen. 

i Sämmtlliche Penſionen ſtädtiſcher Beamten, mit alleiniger Ausnahme der 

bereits aus der Staatskaſſe bewilligten, werden aus der Stadtkaſſe beſtritten. 


5. 79. ö 


U ful Beſtreitung der Beſoldungen und Penſionen erleidet Hinſichts der bei Ein 

hrun 9 Geſetzes in den Kommunen bereits feſt angeſtellten Beamten eine 
Ausnahme dahin, daß dieſen Beamten die ihnen aus Staatsmitteln A 1 
0 N ser 


Bereits ange Die in den $$. 76. bis 78. beſtimmte Verpflichtung der Stadtgemeinden 4 


7 


a — 613 ͤ—ͤ— „ 5 
Beſoldungsantheile und die nach $. 45. der Verordnung vom 26. Juni 1867. 
über die Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung in Schleswig und 
Holſtein (Geſetz-Samml. S. 1073.) zu gewährenden Einkommens ⸗Entſchädi⸗ 
gungen inſoweit aus der Staatskaſſe fortzuzahlen ſind, als nöthig iſt, um den 
etwanigen Ueberſchuß der geſammten, dieſen Beamten perſönlich zustehenden 
Dienſteinkünfte über den von der Kommune zur Zeit, beziehentlich nach der neuen 
Gehälter⸗Regelung ($. 77.) künftighin zu leiſtenden Beſoldungsbetrag zu decken. 
Auch hat der Staat nach demſelben Maaßſtabe zur Penſionirung der gedachten 
Beamten eintretenden Falls beizutragen. . 5 5 a 
Denjenigen Beamten, welche früherhin als nicht gelehrte Rathsverwandte 
ohne Penſionsberechtigung angeſtellt ſind, erwächſt durch die Beſtimmungen dieſes 
und der vorhergehenden Paragraphen kein derartiges Recht. . ze 


Titel VIII. | ' 
Beſondere Beſtimmungen Hinſichts des ſtädtiſchen Haushalts. 


je $. 80. 1 
Ueber alle Ausgaben und Einnahmen der Kommune, welche ſich im Voraus ee 
beſtimmen laſſen, und die zur Herſtellung des Gleichgewichts aufzubringenden 
Gemeindeleiſtungen iſt jährlich, ſpäteſtens im dritten Monate vor dem Beginne 
des Rechnungsjahres, ein möglichſt vollſtändiger Voranſchlag (Haushaltungsplan) 
vom Magiſtrate zu entwerfen. Durch Gemeindebeſchluß kann die Anſchlags⸗ 
periode bis auf drei Jahre verlängert werden. 5 
Der entworfene Anſchlag iſt nach vorgängiger Bekanntmachung 14 Tage 
lang öffentlich zur Einſicht aller Gemeindeangehörigen auszulegen. Letzteren ſteht 
frei, binnen dieſer Friſt Bemerkungen über den Anſchlag bei dem Magiſtrate 
ſchriftlich einzubringen, welcher demnächſt Behufs der Feſtſtellung des Haushaltungs⸗ 
planes einen gemeinſchaftlichen Beſchluß beider Kollegien herbeizuführen hat. 
Eine Abſchrift des feſtgeſtellten Planes iſt ſofort der Regierung einzureichen und 
der weſentliche Inhalt deſſelben auf die in jeder Stadt übliche Weiſe durch den 


Druck zu veröffentlichen. 


8 Der Magiſtrat hat dafür zu ſorgen, daß der Haushalt nach dem feſt⸗ 
geſtellten Plane geführt wird Ausgaben, welche außer dem Haushaltungsplane 
geleiſtet werden ſollen, bedürfen der Genehmigung beider ſtädtiſchen Kollegien. 

N EL $. 82. 

Wenn die ſtädtiſchen Kollegien oder eines derſelben es unterlaſſen oder 
verweigern, die der Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus⸗ 
haltungsplan zu bringen, oder außerordentlich zu genehmigen, ſo läßt die Regie⸗ 
rung, unter Anführung des geſetzlichen Grundes der Verpflichtung, die Eintragung 
in den Etat von Amtswegen bewirken oder ſtellt beziehungsweiſe die außer⸗ 
ordentliche Ausgabe feſt. f 30 1 
Jahrgang 1809. (Nr. 7399. ö 83 ö §. 83. 


ng 
$. 83. 


Der Magiſtrat hat darüber zu wachen, daß die einzelnen Kaſſen und das 
Hebungsweſen ſich fortwährend in vorgeſchriebener Ordnung befinden, zu dieſem 
Zwecke auch von Zeit zu Zeit und mindeſtens einmal im Jahre Kaſſenreviſionen 
anzuſtellen. a 

Zu dieſen Reviſionen ſind eines oder mehrere, zu Anfang jedes Jahres 
von dem Stadtverordneten⸗Kollegium zu bezeichnende Mitglieder des letzteren oder 
ebenſo zu beſtimmende Stellvertreter zuzuziehen. Die näheren Beſtimmungen 
über das Hebungs⸗ und Kaſſenweſen bleiben dem Ortsſtatute vorbehalten. 


F. 84. 


Die Gemeinde-Umlagen und die Geldbeträge für die Dienſte ($. 73.) 
ſowie die Abgaben für die Theilnahme an den Nutzungen ($. 21.) und die ſon⸗ 
ſtigen öffentlichen Gemeindegefälle werden von den Säumigen im Steuer⸗Exekutions⸗ 

1% (Verordnung vom 22. September 1867., Geſetz⸗Samml. 
. 1553.). 

Hinſichts der Reklamationen, Nachforderungen und der Verjährung bezüg⸗ 
lich aller derartiger öffentlicher Gemeindegefälle findet das Geſetz über die Verjäh⸗ 
rungsfriſten bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840. (Geſetz-Samml. 
S. 140.), ſowie bezüglich des Einkaufsgeldes ($. 21.) das Geſetz vom 14. Mai 
1860. $. 9. (Geſetz⸗Samml. S. 237.) Anwendung. 

Reklamationen wegen Kommunalabgaben, welche vor Publikation des 
gegenwärtigen Geſetzes entrichtet worden ſind, ſowie Nachforderungen wegen Ab⸗ 
DS aus dieſer Zeit müſſen, bei Verluſt des Anſpruchs, binnen Jahresfriſt nach 

er Publikation dieſes Geſetzes geltend gemacht werden. 

Für die zur Zeit dieſer Publikation vorhandenen Kommunalabgaben⸗Rück⸗ 
ſtände beginnt die im §. 8. des Geſetzes vom 18. Juni 1840, feſtgeſetzte vierjährige 
Verjährungsfriſt mit dem 1. Januar 1870. 


F. 85. 

5 Das Rechnungsjahr wird mit dem Kalenderjahre in Uebereinſtimmung 
gebracht. BEE BE: ee 
Die Gemeinderechnung wird von der Stadtkaſſe alljährlich, zu der im 
Ortsſtatute näher zu beſtimmenden Zeit, geſchloſſen und in der vorſchriftsmäßigen 
Form bei dem Magiſtrate eingeliefert. 1 
Die Rechnung wird demnächſt durch eine von den beiden ſtädtiſchen Kol⸗ 

legien einzuſetzende Reviſionskommiſſion geprüft, deren Zuſammenſetzung das 


Ortsſtatut näher beſtimmt. Die von dieſer Kommiſſion gezogenen Ausftellungen 5 


werden dem Kaſſirer und nöthigenfalls auch den betreffenden ſtädtiſchen Kom⸗ 1 
miſſionen zur Beantwortung mitgetheilt, und iſt dieſe ſpäteſtens binnen DIET 
Wochen bei dem Bürgermeiſter einzureichen. . 

Der Bürgermeiſter hat die revidirte Rechnung mit den Einen ei 


= 


Droemer taugen den Stadtkollegien zur Prüfung, Feſtſtellung und Entlaſtung 
vorzulegen. = 
Auch die Feſtſtellung und Entlaſtung der Gemeinderechnungen vergangener 


Jahre, ſoweit ſie noch nicht erfolgt ſein ſollte, iſt durch die Stadtkollegien zu 
bewirken. 8 5 


$. 86. 


Die Feſtſtellung der Rechnung muß fortan in der ortsſtatutariſch zu be⸗ 
ſtimmenden Friſt, ſpäteſtens jedoch binnen Jahresfriſt nach dem Schluſſe des 
Rechnungsjahres erfolgen. 

Der Magiſtrat hat der Regierung ſofort eine Abſchrift des Feſtſtellungs⸗ 
beſchluſſes vorzulegen. 


$. 87. 


Jedes Jahr, bevor der Haushaltungsplan feſtgeſtellt wird ($:,80.), hat Jahresbericht. 
der Magiſtrat in öffentlicher Sitzung der ſtädtiſchen Kollegien über die Verwal⸗ ee 
tung und den Stand der Gemeindeangelegenheiten einen pollſtändigen Bericht 


zu erſtatten, welcher demnächſt auf ortsübliche Weiſe zur öffentlichen Kunde zu 
bringen iſt. | 


Titel IX. 


; Verwaltung der kirchlichen, Schul- und Armen - Angelegenheiten, der 
Polizei, und beſonders aufgetragener ſtaatlicher Geſchaͤfte. 


$. 88. 


5 Nach dem Zwecke dieſes Geſetzes wird durch daſſelbe in Anfehung der 
Verwaltung der kirchlichen, Schul- und Armen⸗Angelegenheiten nichts geändert. 


$. 89. 


Die örtliche Polizeiverwaltung wird in Gemäßheit der Verordnung vom 
20. September 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1529.) und des $. 59. dieſes Geſetzes 
von dem Bürgermeiſter, beziehentlich bei deſſen Verhinderung von dem Bei⸗ 

on geführt, kann aber auch einem anderen Mitgliede des Magiſtrats von 


Diejenigen von der Gemeinde anzuſtellenden Polizeibeamten, welche nur 
zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen verwendet werden, bedürfen der Beſtätigung 


„Finsbeſondere die Verfolgung von Kriminal- und Polizeivergehen, 
deren Staatsbehörde oder einem beſonderen Staatsbeamten zu über- 
Aus dringenden Gründen kann eee Einrichtung auch auf 


an⸗ 
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andere Zweige der Ortspolizei ausgedehnt und ganz oder theilweiſe auch in 
Städten anderer Kategorie eingeführt werden. Im Falle der Theilung der 
Ortspolizei normirt ein von dem Miniſter feſtzuſetzendes Regulativ die Grenzen 
der Kompetenz. 5 a 

- Allgemeine Verordnungen der Ortspolizei⸗Behörde ſind vor ihrem Erlaß 
mit den ſtädtiſchen Behörden zu berathen. Iſt ein Einverſtändniß nicht zu er⸗ 
reichen, ſo gebührt die Entſcheidung der Regierung. 

Die Koſten der örtlichen Polizeiverwaltung find, mit Ausnahme der Ge 
hälter der von der Staatsregierung im Falle der Ausübung obiger Befugniß 
des Miniſters des Innern angeftellten beſonderen Beamten, von den Gemeinden 
zu beftreiten. | | 

Die Nutzungen der örtlichen Polizeiverwaltung, einſchließlich der von der 
Ortspolizei⸗Behörde feſtgeſetzten Geldbußen, Konfiskate und Exekutivſtrafen, ſtehen 
der Gemeinde zu. Soweit jedoch in Anſehung gewiſſer Uebertretungen beſondere 
Vorſchriften beſtehen, wonach die verwirkten Geldbußen und Konfiskate ge⸗ 
wiſſen Perſonen oder Anſtalten zufließen ſollen, behält es dabei ſein Bewenden. 

Der Bezirk der ſtädtiſchen Polizei kann im Falle des Bedürfniſſes durch 
Anordnung der Regierung über die Grenzen des Stadtbezirks hinaus erſtreckt 
werden. In dieſem Falle iſt ein verhältnißmäßiger, vom Miniſter des Innern 
feſtzuſetzender Beitrag zu den Koſten der Polizeiverwaltung von den in dem 
zugeſchlagenen Gebiete zur Tragung der Polizeikoſten Verpflichteten zu leiſten. 


| $. 90. 55 
Die Regierung iſt befugt, dem Bürgermeiſter auch folgende Geſchäfte ohne 


beſondere Vergütung zu übertragen: 


1) wenn die Handhabung der Ortspolizei nicht einer beſonderen ſtaatlichen 
Behörde beigelegt iſt, a g 
die Verrichtungen eines Hülfsbeamten der gerichtlichen Polizei 
und die eines Polizeianwalts) 
dem Bürgermeifter am Sitze eines Polizeigerichts kann die Ver⸗ 
tretung der Polizeianwaltſchaft bei dem Gerichte auch für andere, be⸗ 
ziehentlich für ſämmtliche Gemeinden des Polizeigerichtsbezirks gegen 


angemeſſene, von den betreffenden Gemeinden nach Verhältniß der Ein⸗ 3 


wohnerzahl zu gewährende und durch die Regierung feſtzuſetzende Ent⸗ 
ſchädigung übertragen werden; EHER: 


2) alle örtlichen Geſchäfte der Kreis-, Provinzial⸗ und allgemeinen Staats- 
verwaltung, namentlich auch das Führen der Perſonenſtands⸗Regiſter, 
ſofern nicht andere Behörden dazu beſtimmt ſind. 


Die Befugniß und Verpflichtung des Beigeordneten, den Bürgermeiſter zu 
vertreten, erſtreckt ſich auch auf die unter 1. und 2. erwähnten Gefchäfte; es 
Können aber auch dieſe Geſchäfte durch Anordnung der Regierung oder mit Ge 
nehmigung derſelben einem anderen Magiſtratsmitgliede oder einem ſonſtigen Ge⸗ 
meindebeamten übertragen werden. : 


Titel f 


ie. 


ee Titel X. 
Von der Oberaufſicht über die Stadtverwaltung. 
8 | 


Die Aufſicht des Staates über die ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten 
wird von der Regierung geübt. Gegen die Entſcheidungen der Stadtbehörden, 
inſofern dieſelben nicht nach dieſem Geſetze oder dem Ortsſtatute endgültige find, 
geht der Rekurs an die Regierung, und gegen die Entſcheidungen der Regierung, 
ſofern dieſe nicht nach gegenwärtigem Geſetze endgültige ſind, ſchließlich an den 
Oberpräſidenten. 5 ; 

Der Rekurs muß in allen Inſtanzen innerhalb einer Präkluſivfriſt von 
vier Wochen nach der Zuſtellung oder Bekanntmachung der Entſcheidung einge⸗ 
legt werden, inſofern er nicht durch dieſes Geſetz an andere Friſten geknüpft iſt. 


Die Aufſichtsbehörden des Staates ſind berechtigt und verpflichtet, darauf 


zu halten, daß die Verwaltung der ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten den 


Geſetzen und namentlich dieſer Städteordnung gemäß geführt werde. 
AInsbeſondere haben fie, wenn von den ſtädtiſchen Kollegien oder von einem 

derſelben ein Beſchluß gefaßt iſt, welcher ihre Befugniffe überſchreitet, oder ſonſt 
ö gelesteibrig iſt, oder das Staatswohl verletzt, die Beanſtandung ſolcher Beſchlüſſe 

urch den Bürgermeiſter ($. 61. Alinea 2.) anzuordnen, und über die Ausführung 
des Beſchluſſes demnächſt zu entſcheiden, ſofern die ſtädtiſchen Kollegien auf 
eine mit Gründen verſehene Aufforderung den betreffenden Beſchluß nicht ſelbſt 
zurücknehmen. 5 i 

Ueber die Nützlichkeit oder Zweckmäßigkeit der innerhalb ihrer Kompetenz 

in der ſtädtiſchen Verwaltung getroffenen Maaßregeln ſteht im Uebrigen bei 
Ausübung dieſes Beanſtandungsrechts der Aufſichtsbehörde keine Kognition zu. 


$. 93. 


i In Betreff der Dienſtvergehen der Bürgermeiſter, Ma iſtratsmitglieder 
und anderer Gemeindebeamten kommen die darauf bezüglichen Geſetze nach Be 


ſtimmung der Verordnung vom 23. September 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1613.) 
zur Anwendung. f „ f 
| Titel XI. 
Von der Einrichtung der Gemeindeverfaſſung ohne kollegialiſchen 
Gemeindevorſtand für kleinere Städte und fuͤr Flecken. 
$. 94. 


Der ſtädtiſchen Verfaſſung kann durch Gemeindebeſchluß, welcher nur nach 
zweimaliger, mit einem Zwiſchenraum von vierzehn Tagen vorgenommenen 
Cr. 7899 ) : 


öffent⸗ a 


Einfachere 
Städte ⸗ 


„„ 


öffentlichen Berathung gefaßt werden darf, und der Beſtätigung der Regierung 


unterliegt, die nachfolgende einfachere Einrichtung gegeben werden. 


1) 


2 


— 


3 


— 


4) 


5) 


=, 


Die Ortsobrigkeit und ausführende Gemeindebehörde bildet anſtatt des 
Magiſtrats⸗Kollegiums ein Bürgermeiſter lerſter Ortsvorſteher), welchen 
zwei oder drei Rathmänner (zweiter, dritter, vierter Ortsvorſteher) nach 
näherer Beſtimmung des Ortsſtatuts in den Amtsgeſchäften zu unter⸗ 
ſtützen und im Verhinderungsfalle zu vertreten haben. Der den Bürger⸗ 


meiſter im Verhinderungsfalle vertretende Rathmann wird mit Geneh⸗ 
migung der Regierung beſtimmt. 


Der Bürgermeiſter kann mit Beſoldung angeſtellt werden, die Rath⸗ 
männer haben ihr Amt unentgeltlich zu verwalten, doch bleibt auch 
hinſichtlich ihrer die Ausſetzung feſter Vergütungen für dienſtliche Aus⸗ 
gaben und für die Geſchäfte des Gemeindekaſſirers oder des Gemeinde⸗ 
ſchreibers, Falls dieſe mit dem Amte der Ortsvorſteher verbunden werden, 
zuläſſig. 5 

Der Bürgermeiſter wird, wenn er beſoldet iſt, auf zwölf Jahre, andern⸗ 
falls auf ſechs Jahre, die Rathmänner werden auf drei, vier oder ſechs 
Jahre in der durch das Ortsſtatut feſtzuſetzenden Reihefolge des Aus⸗ 
ſcheidens von der wahlberechtigten Bürgerſchaft nach den für die Wahlen 
der Stadtverordneten gegebenen Beſtimmungen gewählt. Die letzteren 
Beſtimmungen finden auch bezüglich der Befähigung zu ſolcher Wahl, 
bezüglich der Ablehnung und der Anfechtung derſelben Anwendung. Die 


Wahl des Bürgermeiſters unterliegt der Beſtätigung der Regierung mit 


den im F. 33. bezeichneten Folgen der Nichtbeſtätigung. Die Wahl des 
Bürgermeiſters bedarf eines beſonderen Wahlaktes, die der Rathmänner 
kann in einem gemeinſchaftlichen Wahlakte erfolgen. f 


Der Bürgermeister, oder im Falle feiner Verhinderung der ihn ver⸗ 
tretende Rathmann, iſt von Amtswegen ſtimmberechtigter Vorſitzender der 
Stadtverordneten⸗VBerſammlung mit allen Befugniſſen und Obliegenheiten 
des Vorſtehers (Bürgerworthalters). 5 
Die Rathmänner können zugleich gewählte Mitglieder der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung fein. ER 


Außer den, dem Bürgermeiſter ſchon als ſolchem in der Städteordnung 
zugewieſenen Funktionen gehen auf den Bürgermeiſter auch alle dem Ma ⸗ 
giſtrate beigelegten Rechte und Pflichten mit denjenigen Aenderungen 
über, welche ſich als nothwendig daraus ergehen, daß der Bürc mei 3 
Re ſtimmberechtigter Vorſitzender der Stadtverordneten⸗ erſamm - 
ung iſt. . 


Die Berathung und Beſchlußnahme der Stadtverordnten⸗Verſammlung ei; 


unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters oder feines Stellvertreters tritt 


überall an Stelle der in der Städteordnung vorgeſchriebenen gemein > 
ſchaftlichen Berathung und Beſchlußfaſſung der beiden ſtädtiſchen Kol 


legien. Die Stimmenmehrheit entſcheidet auch gegen die See 1 
| or⸗ 


lr, 7899.) 


„ 


Vorſitzenden. Der Letztere bleibt indeß fo befugt als verpflichtet, in den 
unter §. 61. Alineg 2, bezeichneten Fällen die Ausführung der Beſchlüſſe 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung zu beanſtanden, muß aber, wenn 
dieſelbe auf nochmalige Berathung dabei beharrt, ſogleich an die Re⸗ 
gierung darüber berichten, welche die Beanſtandung entweder beſtätigt 
oder aufhebt. 

Beſondere Berathungen und Beſchlußnahmen der Stadtverord⸗ 
neten⸗Verſammlung ohne Betheiligung des Vorſitzenden find unzuläſſig, 
boch muß auf Antrag eines Driltheils der Stadtverordneten die Be 
rufung einer Verſammlung erfolgen. ö 


Die Zahl der Stadtverordneten, außer dem Vorſitzenden, iſt auf vier 
bis zwölf, nach näherer Beſtimmung des Ortsſtatuts, zu beſchränken 
und hat das Statut zugleich wegen der Dauer ihrer Funktionen und der 
Periode ihrer ſucceſſiven Neuwahl das Nöthige feſtzuſetzen. 


Soweit nach der Städteordnung Magiſtratsmitglieder, außer dem 
Bürgermeiſter, zur Theilnahme an Kommiſſionen oder zur Uebernahme 
anderer Aufträge berufen werden ſollen oder können, iſt eine gleiche 
Beauftragung der Rathmänner ſtatthaft, aber nicht geboten. 

„Dies gilt auch für die in den $$. 89. 90, bezeichneten ſtaatlichen 
Aufträge. 


Das nach $. 7. Nr. 4. Littr. e. das Bürgerrecht bedingende Minimal- 
Einkommen kann in Städten von nicht mehr als 5000. Einwohnern 
durch das Ortsſtatut bis auf einen Betrag von 150 Thalern herabgeſetzt 
und darf nicht höher als 300 Thaler beſtimmt werden. 


Urkunden, worin die Gemeinde Verpflichtungen übernimmt ($. 60. 
Nr. 7.), ſind, außer von dem Bürgermeiſter oder deſſen Stellvertreter, 
noch von wenigſtens einem Mitgliede der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
zu vollziehen. ß Sr 

11) Im Falle der Auflöfung des Stadtverordneten⸗Kollegiums führt bis zur 


Einführung der neu gewählten Stadtverordneten der Bürgermeiſter mit 
den Rathmännern als Kollegium die laufende Verwaltung. 5 


12) Bei Anſtellung der Gemeinde⸗Unterbeamten werden die nach $. 60. Nr. 5., 
$. 75. dem Magiſtrate zuſtehenden Befugniſſe unverändert von dem 
Bürgermeiſter ausgeübt. ES 

13) Falls es den lokalen Verhältniſſen angemeſſen erſcheint, können außerdem 
noch andere, die Vorſchriften der Städteordnung vereinfachende Beſtim⸗ 

mungen in dem Ortsſtatute getroffen werden. 


7 


— 4 


8 


— 


9 


nr 


10 


— 


F. 95. 


„Die Städteverfaſſung in der einfacheren Geſtalt des $. 94., mit geeigneter 
Modifikation der auf die Eigenſchaft als Stadt ſich beziehenden b 
5 x ; 1 5 


bildet künftig auch die Berfaſſung der Fleckensgemeinden in der Provinz Schleswig. 


* 


Holſtein. n g a N 
5 Für die als Flecken anerkanntermaaßen beſtehenden (in dem Verzeichniſſe 
Anlage B. zu der Verordnung vom 22. September 1867., betreffend die Organ ⸗ 
ſation der Kreis: und Diſtriktsbehörden in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, 
Geſetz-Samml. S. 1601-1602, aufgeführten) Ortſchaften iſt der Uebergang zu 
der Fleckensverfaſſung dieſes Titels nach Maaßgabe der in H. 100. Hinſichts der 
Städte getroffenen Uebergangsbeſtimmungen herbeizuführen, und treten mit dem 
Jage der dort vorgeſchriebenen Amtsblatt - Bekanntmachung für jede betreffende 
Ortſchaft alle bisherigen, die Verfaſſung des Fleckens regelnden geſetzlichen oder 
ewohnheitsrechtlichen Beſtimmungen, insbeſondere auch die der Allgemeinen 
leckensordnung für Holſtein vom 29. Oktober 1864. (Geſetz und Verordnungs⸗ 

blatt für Holſtein und Lauenburg de 1864. Nr. 63. S. 321.), außer Kraft. 


St $. 96. al 
Uebergänge u Auf Antrag kann ländlichen Gemeinden die Annahme der Städte⸗ oder 


eine engen Fleckensverfaſſung, Fleckensgemeinden die Annahme der vollen Städteordnung 
verfaffung. mit Königlicher Genehmigung nach Anhörung des Kreistages und des Provinzial⸗ 
landtages geſtattet werden. Auf gleichem Wege kann Stadtgemeinden, welche 
die mit der vollen Städteordnung verbundenen Verpflichtungen nicht zu erfüllen 
vermögen, auch ohne ihre Zuſtimmung die einfachere Gemeindeverfaſſung dieſes 
Titels ertheilt werden. 5 
Sollten Flecken mit mehr als 5000. Einwohnern gleich nach Erlaß dieſes 
Geſetzes die volle Städteordnung bei ſich einzuführen beſchließen, jo genügt dazu 
die Königliche Genehmigung, und iſt die vorgängige Umänderung ihrer Ver⸗ 
faſſung in die einfachere Städteverfaſſung, ſowie die vorgängige Anhörung des 
Kreis- und des Provinziallandtages nicht erforderlich. 
| | SI ee. 
Hinſichts des Ueberganges einer Stadt» oder Fleckensgemeinde zur Land⸗ 
gemeinde⸗Verfaſſung bewendet es bei dem §. 30. der Verordnung vom 22. Sep⸗ 


tember 1867., betreffend die Landgemeinde ⸗Verfaſſungen in den Herzogthümern 5 
Schleswig und Holſtein. . ER | 


ER 


Auch in den vorſtehend ($$. 96. 97.) gedachten Fällen des Wechſels der 
kommunalen Verfaſſung finden bezüglich des Uebergangsverfahrens die Bellim: 7 
mungen des F. 100. analoge Anwendung. ee 


Titel XII. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
§. 99 


ER „Die ſeitherigen, nicht blos kommiſſariſch, beziehentlich auf Kündigung an- 
geſtellten Bürgermeiſter, Rathsverwandten, Polizeimeiſter und ſonſtigen ſtädtiſchen 
x 5 2 8 b x Bis E © 
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Beamten verbleiben in ihren Stellen, ſofern dieſe nicht in Folge der Aufhebung 
der ſtädtiſchen Gerichtsbarkeit, beziehentlich des Erlaſſes der gegenwärtigen Städte⸗ 
ordnung und der dadurch bedingten neuen Organiſation zur Einziehung kommen. 
g Im letzteren Falle ſind die betreffenden Beamten, wenn ſie beſoldet waren 

und ſich nicht in der Lage befinden, ihre Verſetzung in den Ruheſtand zu bean⸗ 
tragen, verpflichtet, ſich eine andere Anſtellung in ungefähr gleicher Kategorie im 
Kommunal- oder Staatsdienſte, Falls fie zu einer ſolchen durch die Wahl berufen 
oder ſonſt geeignet befunden werden, gefallen zu laſſen. 


Die hiernach etwa weiter erforderlich werdende Regulirung der Verhältniſſe 
bleibt, in Ermangelung einer gütlichen Einigung mit den Betheiligten, nach 
Maaßgabe des Geſetzes vom 21. Juli 1852., betreffend die Dienſtvergehen der 
nicht richterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder 
in Ruheſtand (Gefeß-Samml. S. 465.) der Verordnung vom 23. September 

1867. (Geſetz Samml. S. 1613.) und der Erlaſſe vom 14. Juni und 24. Ok⸗ 
tober 1848. (Geſetz-Samml. S. 153. und 338.) zu bewirken. 


i Die demzufolge zu gewährenden Penſionen oder Wartegelder, von denen 
die erſteren nach §. 78. zu berechnen ſind, werden, unter verhältnißmäßiger Be⸗ 
theiligung des Staates nach Höhe der aus Staatsmitteln bis dahin gewährten 
Beſoldungsbeträge, beziehentlich nach Maaßgabe des $. 79., von der Stadt⸗ 
gemeinde getragen. f f 


$. 100. 


Für jede Stadt find fogleich nach Verkündigung dieſes Geſetzes die Behufs 
Einführung deſſelben zunächſt und unerläßlich nothwendigen Aenderungen ihrer 
Verfaſſung, namentlich bezüglich der Bedingungen des Bürgerrechts, der Bildung 
des Magiſtrats⸗Kollegiums ($$. 28. 77 .) und der Stadtverordneten⸗Verſammlung, 
ſtatutariſch mit den gegenwärtigen kommunalen Kollegien feſtzuſtellen. Sodann 
iſt beim Eintritte des nächſten, nach der bisherigen Verfaſſung jeder Stadt für 
die periodiſche Erneuerung des Bürgerdeputirten⸗Kollegiums beſtimmten Termins, 
ſpäteſtens aber in der letzten Woche des kommenden Monats November, die 
Neuwahl des Stadtverordneten⸗Kollegiums nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
und den vorgedachten ſtatutariſchen Feſtſetzungen vorzunehmen. 


Die Regierung hat on für jede Stadt die Verpflichtung des Ma- 
giſtrats und des Stadtverordneten⸗ ollegiums auf die gegenwärtige neue Städte⸗ 
ordnung zu veranlaſſen und, daß dies geſchehen, durch das Regierungs⸗Amtsblatt 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Mit dem Tage dieſer Bekanntmachung 
treten für die betreffenden Städte die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes, ſoweit 
nicht darin ein früherer Zeitpunkt der Wirkſamkeit ausdrücklich beſtimmt iſt, in Gel⸗ 
tung und alle bisherigen Geſetze, Verordnungen und gewohnheitsrechtlichen Normen 

über die Verfaſſung der Schleswigſchen und Holſteiniſchen Städte außer Kraft. 


Der nicht ſchon nach der Eingangsbeſtimmung dieſes Paragraphen Behufs 


der Einführung dieſer Städteordnung aufgehobene Inhalt der bisherigen orts 


een orſchriften bleibt bis zu der gemäß $$. 17. und 18. zu bewirken⸗ 
en erſchöpfenden Umarbeitung in Kraft. 


Jahrgang 1869. (Nr. 7399.) 84 | §. 10 l. 


Die ange ur ‚Ausführen dises Geſetes andrehen Be wn en 
werden von dem Min iter des Bien erlaſſen. 8 a 2 
Urkundlich unter Unſerer Höchſrigenhändigen Unterſchrift und beuten 
e Inſiegel. 5 
Gegeben Berlin, d den 14. Apıl 1869. 


3 a (L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck Schönhaufen Frh. v. d. Heydt. v. Roon. I 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühlen v. Selchow. Gr. a8 Eulen burg. ; 
Welder ; 3 


6 


(Nr. 7400.) Geſetz, betreffend die Schließung der vormals Herzoglich Naſſauiſchen Unteroffizier⸗ 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe, deren Verwaltung und die Verwendung ihres 
Vermögens. Vom 20. April 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen dc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: el 


Die durch Edikt vom 23. März 1833. gegründete vormals Herzoglich 
Naſſauiſche Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für die Relikten von Unteroffizieren und 
zu dieſer Kategorie gehörenden Militairperſonen wird hierdurch dergeſtalt ge⸗ 
ſchloſſen, daß fortan die Aufnahme neuer Mitglieder nicht mehr ſtattfindet. 


§. 2. 

Die Verwaltung der geſchloſſenen Kaffe geht auf den Staat über; die 
Wittwen⸗ und Waiſenpenſionen, welche aus dieſer Kaſſe zu entrichten ſein würden, 
werden fortan aus der Staatskaſſe gezahlt und dagegen die Beiträge der Mit⸗ 
glieder zu derfelben eingezogen. 

Das Vermögen der geſchloſſenen Kaſſe fällt der Verfügung des Staats anheim. 


§. 3. 

Hinſichtlich der Penſionen und der Beiträge bleiben die für die Kaſſe gegen⸗ 
wärtig beſtehenden Vorſchriften maaßgebend. In allen auf die Höhe der Beiträge 
oder der Penſionen bezüglichen Streitfällen ſteht den Intereſſenten der geſchloſſenen 
Kaſſe der Rechtsweg offen. 

$. 4. 


Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt, 
mit welchem die bisherigen auf die Verwaltung der geſchloſſenen Kaſſe bezüglichen 
Vorſchriften außer Kraft treten. 5 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 20. April 1869. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 


Nr. 74007401.) g 84* (Nr. 7401.) 
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(Nr. 7401.) Statut der Wieſengenoſſenſchaft zu Biskirchen, Kreis Wetzlar. Vom 
N 19. April 1869. i a 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der in dem Gemeindebanne von Biskirchen, 
Kreis Wetzlar, im unteren Ulmbachthale gelegenen Wieſen, nach Anhörung der 
Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des 
Geſetzes vom 28. Februar 1843. $$. 56. und 57. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1843. 
S. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Geſetz⸗Samml. vom 
Jahre 1853. S. 183.), was folgt. g | 


$.1. 


Die Beſitzer der in dem Gemeindebanne von Biskirchen im unteren Ulmbach⸗ 


\ thale gelegenen Wieſen, welche in dem Situationsplane des Kreis⸗Wieſenbau⸗ 


meiſters Petry zu Neuwied vom März 1867. nebſt dem dazu gehörigen Kataſter⸗ 
Auszuge vom 15. Dezember 1867. mit einer Fläche von 64 Morgen 160 Quadrat⸗ 
ruthen 8 Quadratfuß verzeichnet ſind, werden zu einem Verbande unter dem 
Namen: „Wieſengenoſſenſchaft zu Biskirchen“ vereinigt, um den Extrag ihrer 
Grundſtücke durch Ent⸗ und Bewäſſerung zu verbeſſern. 

a Der Verband hat Korporationsrechte und ſein Domizil bei ſeinem jedes⸗ 
maligen Vorſteher. 

108 


Alle zu dieſem Zwecke erforderlichen, im Plane des Wieſenbaumeiſters 
Petry angegebenen Anlagen werden auf gemeinſchaftliche Koſten angefertigt und 
unterhalten. Die Unterhaltung der einzelnen Parzellen bleibt den Eigenthümern 
überlaſſen; jedoch haben ſie dabei den Anordnungen des Wieſenvorſtehers ($. 5.) 
im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten. = 


: F. J. 5 f 
Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 


lagen werden von den Genoſſen nach Verhältniß ihrer betheiligten Flächen auf; ; 


gebracht, deren Größe vorläufig nach dem Kataſterauszuge ($. 1.) angenommen, 
ſpäter aber, da die Zerſtörungen des Ulmbaches bis zur Ausführung des Baues 
Veränderungen verurſachen können, nach der Bauausführung durch Ausmeſſen 
feftgeftellt werden ſoll. Es wird weiterem Beſchluſſe vorbehalten, ob die betheiligten 
Grundſtücke lediglich nach Maaßgabe ihres Flächeninhaltes beitragen, oder ob 
und wie ſie nach Maaßgabe des durch den Bau für ſie erzielten Vortheils in 
verſchiedene Klaſſen getheilt werden ſollen. Der Beſchluß hierüber wird nach Aus⸗ 
führung des Baues in einer Verſammlung der geſammten Wieſengenoſſen nach 
Stimmenmehrheit unter Zugrundelegung des in §. 6. feſtgeſetzten Stimmverhältniſſes 
gefaßt und bedarf der Genehmigung der Bezirksregierung. . „ 
Der Bürgermeiſter ſetzt die Hebeliſte auf Antrag des Wieſenvorſtehers feſt 
und läßt die Beiträge von den Säumigen durch adminiſtrative Exekution zur 
Kommunalkaſſe einziehen. ; 
Die 
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Die Anlagen werden in der Regel im Tagelohn ausgeführt unter Leitung 
eines Wieſenbaumeiſters) wo es indeß zweckmäßig iſt, ſollen die Arbeiten nach 
Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. Aus⸗ 
nahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Naturalleiſtung der 
Eigenthümer ausführen laſſen. In ſolchen Fällen iſt der Wieſenvorſteher befugt, 
die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten nach einmaliger ver⸗ 
ene Erinnerung auf Koſten des Säumigen machen und die Koſten von 
emſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. n 

Eben dazu iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den ein⸗ 
zelnen Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und im Intereſſe der ganzen An⸗ 
lage nicht unterbleiben dürfen. i . 

Der Vorſtand ($. 5.) iſt ermächtigt, nöthigenfalls zur Beſchaffung der 
Anlagekoſten eine Anleihe zu machen, auch darüber die bindende Schuldurkunde 
Namens des Verbandes auszuſtellen. f 


$. 4. 5 N 
Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
ammdoſſtrungen und Uferrändern wachſende Gras oder andere zufällige Vor⸗ 
theile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchädigung zu gewähren. | 
Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchieds⸗ 
richterlich entſchieden (con, $. 9.). ö 
Die en e on Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſen⸗ 
9 


verbandes gehört, erfo nach den Vorſchriften des zweiten Abſchnitts des Ge⸗ 
ſetzes vom 28. Februar 1843, 
| 5 


Die Angelegenheiten des Verbandes werden von einem aus dem Wieſen⸗ 
vorſteher und zwei Wieſenſchöffen beſtehenden Vorſtand unentgeltlich geleitet. 
g e TE 5 a N 
Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ihrer 
Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wieſenſchöffen. 
Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme, wer mehr als zwei Mor⸗ 
gen im Verbande befikt, hat zwei Sinunen, wer vier Morgen beſitzt, drei Stimmen 
und ſo fort für je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 
Der Bürgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 
Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. 8 
Bi Wählbar ift jeder Wieſengenoſſe, welcher nicht den Vollbeſitz bürgerlicher 
Rechte durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat. f 
ö 5 6 1 Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen zu 
beobachten. 
Saur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Bürgermeiſter beſchei⸗ 
nigte Wahlprotokoll. b a 
Gr. 7401.) N ; 5 §. 7. 
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8. 7. 


Der Wieſenvorſteher ift die ausführende Verwaltungsbehörde des Ver⸗ f 1 5 


bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. Er 
hat insbeſondere: 1 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem obengedachten 
Plane mit Hülfe des vom Vorſtande erwählten Wieſenbaumeiſters zu 
veranlaſſen und dieſelbe zu beauffichtigen ; 

b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren 

e) die Voranſchläge und Jahres rechnungen den Wieſenſchöffen zur Feſtſtellung 
und Abnahme vorzulegen 

d) den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjährige Grabenſchau im April und November mit den Wie⸗ 
ſenſchöffen abzuhalten / 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchöffen nöthig / 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements (F. 109 g 
bis zur Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur aſſe einzuziehen. 

In Behinderungsfällen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ * 
ſchöffen vertreten. a 1 3 
F. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen n 8 
Wieſenwärter auf dreimonatliche Kündigung an und beſtimmt deſſen Lohn. Die 


Wahl des Wieſenwärters unterliegt der Beſtätigung des Landrathes. Der Wieſen⸗ ö 4 
wärter iſt allein befugt zu wäſſern und muß ſo wäſſern, daß alle Parzellen den 


verhältnißmäßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein Eigenthümer darf die 15 


Schleuſen öffnen oder zuſetzen oder überhaupt die gemeinſchaftlichen Anlagen 


eigenmächtig verändern, bei Vermeidung einer Ronventionalftrafe von zwei Tha-⸗ 
lern für jeden Kontraventionsfall. a a 1 

Der Wieſenwärter wird als Feldhüter vereidigt er muß den Anweiſungen 
des Wieſenvorſtehers pünktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit Ver⸗ 
weis und Geldbuße bis zu Einem haler beſtraft werden. 1 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 


r 


Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 


Grundgerechtigkeiten oder anderen Nn b „und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtskiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 4 


7 


Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 91 d 4 
x x an 


C Eee 


rn 


bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 5 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 
e Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt 
ie Koſten. N ; 

Das Schiedsgericht befteht aus dem Bürgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der General: 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewählt. : 

Wählbar ift Jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den öffent⸗ 
lichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 

Wenn der Bürgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Bürgermeiſters von den 
Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landrathes beeinträchtigen. 5 


$. 10. 

Wegen der Wäſſerungsordnung, der Grabenräumung, der Heuwerbung 
und der eng auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen Beſtimmungen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis zu drei Thalern 
bedrohen. 5 

i Sl. 

Der Verband ift der Oberaufſicht des Staates in demſelben Umfange 
unterworfen, wie eine ländliche Gemeinde. Das Aufſichtsrecht wird gehandhabt 
von dem Kreislandrathe, von der Regierung in Coblenz als Landespolizeibehörde, 
und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


§. 12. 
Aenderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Genehmi⸗ 
gung erfolgen. 
„Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. d 


Gegeben Berlin, den 19. April 1869, 
G. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr, 7401-7402.) (Nr. 7402.) 
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(Nr. 7402.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der 

5 i Firma: „Aktiengeſellſchaft. Norddeutſche Fabrik für Eiſenbahnbetriebs⸗ 

Material“ mit dem Sitze zu Berlin errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 
30. April 1869. 8 a 


Na Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 28. April ä 1 
1869. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma „Aktiengeſellſchaft 
Norddeutſche Fabrik für Eiſenbahnbetriebs⸗Material“ mit dem Sitze zu Berlin, 
ſowie deren Statut vom 12. April 1869. zu genehmigen geruht. : a 
Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt de- 
Merge d Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht 
Weid ee rt 

Berlin, den 30. April 1869. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
5 1 8 ; Im Auftrage: 
Moſer. 


Medigirt im Büren des Staats- Minifteriums. 


Berlin, gebruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
„ e DE 8 


